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über die am 6. Dezember 192? in der Aula der Oberreal- 
schule zu Saarbrücken stattgefundene Sitzung des Lames- 


rates des Saargebictes. 


Vorsitzender Oberregierungsrat Kossmann: 
Die Sitzung ist eröffnet - 10 Uhr 40 Mimuten - 
Als Vertreter der Regierungskommission sind an- 
wesend: | Föngers 
Staatskomuissar Dr.G.A.Liesch und Oberregierungsrat 
Kuchenbecker von der Abteilung des Innern, Regierungsrat 
Meyer von der Abteilung für Sozialversicherung. 
Die Tagesordrung ist folgende: 


l. Begutachtung ciner Verordnung betr. die Neuregelung 
der Bestimmungen über das \lohnungswesen, 
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2. Begutachtung einer Verordnung über die Grundlöhne in 
der Krankenversicherung. | 


‚Wir setzen die Verhandlung, die wir gestern abend 
abgebrochen haben, fort, indem wir beginnen, die einzel- 
nen Paragraphen bezm. Artikel der Kommissionsvorlage_ zu 
verlesen, zu besprechen und dann darüber abstimmen. Der 
Entwurf der Regierungskommission liegt Ihnen vor. Wir 
verlesen den Bericht der Kommission: | 


I. _Alloemeine Bestimmungen. 
Artikel 1. 


Die gegenwärtige Verordnung setzt nachstehende 
Vorschriften ausser Kraft: 


ku ProZ 


1. Die im Hinblick auf die Wohnungsnot bezi;. zum Schutze 
der Mieter erlassenen Vorschrilten der nach dem 1. 
August 1914 in Kraft getretenen Gesetze oder Verordnung 

en des Deutschen Reiches, Preussens oder Bayerns, ins- 

esondere die der Artikel 5, 6 und 7 des preussischen 
Wohnungsgesetzes vom 28. März 1918, soweit es diesen 
Bestimmungen widerspricht, 


2. die von militärischen Stellen und von der Regierungs- 
komission erlassenen Verordnungen, die denselben 
Gegenstand betreffen und alle von de 


n militärischen | 
Stellen > 
m. 














- ; 
N bu, 
” \ , \ # 


Stellen über das Wohnungsiesen erlassenen Verordnungen. 


Wenn sich kein \iderspruch erhebt, gleubs ich, 
dass niemand das Nort zu diesem Artikel 1 wünscht. ir Zou- 
men dann zur Abstiummng. Wer für die verlesene Fassung ist, 
knöge sich erheben. I:h sielle iest, dass „iese:r Artikel 1 
Ges Intwuxfes der Zommissionsberatung eınstimig_ angeno!'- 
men ist. ir kommen nun zu Artikel 2. He:ir Schüoll ? 


Schmoll {( H.u.L.): 


| Bevor wir zu Artikel 2 sehen, stalle ich den Antra:;. 
den Artikel 2 des Entwurfes der Regierunrgskomission, der 
hier ausgefallen ist, wieder aufzunehnen. Der lautet: Die 
Geltungsamuer dieser Verordnung beträgt ein Jahr vom Tage 
der Veröffentlichung im Amtsblatt an. Ich vertrete die An- 
sicht, und es mırde mir auch gestern von verschiedenen an- 
deren Parteien zus stimt, dass wir die Zwangsrirtschaft 
abbauen sollen, Deshalb iSt zu begrüssen, dass das hier 
zum Ausdruck koumt, indem sie nur auf ein Jahr begrenzt 
wird. Es kann meiner Ansicht nach jeder dem zustimmen, der 
die Absicht hat, mit der Zwang wirtschaft allmählich ab- 
zubauen. Denn, wenn der Artikel 2 des Regierungsentwurfes 
bestehen bleibt, dann ist man gezwungen, die \aterie nach 
einem Jahr wieder neu zu beraten. Es kann nur derjenige 
gegen meinen Antrag sein, der sich sagt, es wird dadurch 
vielleicht eine Verzögerung oder Verschleppung eintreten. 


Petri 1 8,P; 33 wir sind der Meinung, dass dieser Artikel 
2 nicht vorhanden zu sein braucht. weil die legierungs- 
kommission jederzeit Gelegenkeit hat, wenn eine Linderung‘ 
der Wohnungsnat kerbeigefünrt ist, dies Geserz aufzuheben. 
Es kann geru das Gegenteil von dem eintreten, was Herr 
Schmoll befürchtet. Es kann sein, dass innerhalb eines 
Jahres die Wornungsnot behoben wird, und da können wir 
nicht einen Artikel in ein Gesetz hineinbringen, der uns 
ein Jahr lang bindet. Wir sagen, die ia ee 


FE yasıyd n.bous,s USY2R4G4005 Y7 


kommission bezw. der Landesrät haben jederzei a be 
wenn die Linderung herbeigeführt ist, das Gesetz aufzuhe- 


ben. 


Schmoll ( H.u.L.): Wenn das eintritt, was der Abg. Petri glaubt, 
dann ist die Regierung jederzeit in der Lage, diese Ver- 
ordnung abzuändern. Es ist kein Grund vorhanden, die Be- 
stimmung nicht einzuführen. 


Fuchs (1,.V.) : lieine Damen und Herren! Äälle diese Erwägungen 
sind in der Kommission genau besprochen worden und ich 
verweise auf Art.S5,der folgendernassen lautet: 
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, " Nimmt die Wohnungsnot am Laufe der Geltungs- 

dauer der vorliegenden Verordnung in einer Gemeinder 
derart ab, dass die Fortdauer der das Eigentunsrecht be- 
schränkenden Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
nicht nehr gerechtfertigt erscheint, so kann der Präsi- 
dent der Rerierungskomnission, nach Anhörung der !ohnungs- 
zuteilungskömmission anordnen, dass Vorschriften dieser 
Verordnung auf die betreffenden Gemeinden keine Anwenduns 
mehr finden. " a 


Vorsitzender: Zu Artikel 2 liegt ein Antrag des Abe.Schwoll 
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vochmoll vor, die Regierungsvorlage wieder herzustsllen. 
Wer für diesen Antrag ist, möge sich erheben. 
2 Stimmen dafür, 28 dagegen. 


Artikel 2 der Kowmissionsfassung lautet: 


l Die Bestimmungen der vorliegenden Verordaun;, 
finden keine Anwendung auf: 

1. die Lisgenschaften, welche der französischen Be:s- | 
werksverwaltung durch den Vertrag von Varsaillos \ 
übereignet worden sind, wohl aber auf die später- 
erworbenen; 


2. die Geschäftsräume der Regierungskommission ; 


3. die Geschäftsräume der Kreise, Bürgermeistereien, 
Städte und Landgemeinden; 


4. religiöse oder Wohltätigkeitsanstelten, soweit sie 
Öffentlichen oder religiösen bezw. wohltätigen 
imecken dienen; RS 


9. alle nach dem 1, Januar 190 fertiggesiellten Neu- 
bauten und Ersveiterungsbauten, wie Anbau, Aulbau 
und Ausbau eines Stockwerkes und dergl. vorbehalt- 
en er Bestimmungen des letzten Absatzes des 

21, 8% 


Soweit Häuser mit Zuschüssen von Gemeinden errichtet 
wurden, deren Leistung unter einer Auflage erfolgte, 
tritt eine Befreiung nur hinsichtlich der Bestimmungen 
des Teil 5 dieser Verordnung und zwar dann ein, wenn 
die Zuschussenpfänger die erhaltenen Zuschüsse zu- 
rückzaklen und die Gemeinde mit der Befreiung einver- 
standen ist. 

Soweit Wchnungen in den mit Zuschüssen der Gaueinde 
errichteten Häusern für Beamte und Angestellte ix 
öffentlichen Dienst beschlagmmahnt worden sind, ist 
für die Kündigunz der Wohnungen die Genehnigung der 
Gemeindeaufsichtsbehörde erforderlich. 
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Petri ( S.P.): Diesen Artikel des Regierungsentwurfes 
lehnen wir ab. Wir können nicht billigen, dass wenn 
ein Gesetz, in diesem Falle eine Verordnung, erlassen 
wird, dass der Gesetzgeber eine Ausnahne für sich be- 
ansprucht., In jedem Gesetz ist es wertvoll, zugkräftig 
und nachahmend, wenn derjenige der es erıösst, das, 
Vorbild abgibt. In diesem Falle ist es bei der Kegie- 
rungskommission für ihre Liegenschaften nicht der 
Fall. Es ist weiterkin nicht der Fall bei all den an- 
deren Punkten, für die Bergwerksdirektion, die kom- 
munalern Behörden, religiösen Anstalten. Diese alle 
sollen kein Vorzugsrecht in dieser Verordnung eıhal- 
ten. llenn die andere Bevölkerung zu einem grossen _ 
Teil in einen Zwang nineingelegt werden soll, hat die | 
Bergweiksdirekiion. soweıt sie Häuser erworben hat, | 
nach der Regelung des Friedensvertrages absolut kein | 
Recht, eins Ausnahnms sinführen zu lassen. Die Regie- 
rcntesicon müsste Abstaud nehnen und sich spe- 
ziell 
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in diesem Fall auf den Boden des Triedensvertra- 
ges stelien. Icn behaupte, auch hier liegt eine 
Verletzung 








U 


Verletzung des Frisdensvertrages vor. Es ist ein un- 
haltbzrer" Zustand. Nas nützen alle Häuser, die der 
Wohnungsbauverband erstehen lässt, venn ihr Zweck 
illusorisch semacht :ird. Es kann nachgesriesen werden, 
dass, seitdem der Wohnungsbauverband seine Tätigkeii 
eusübt, die Hohnungsnot richt gelindert worden ist. 
Sie ist noch gestiegen, Ich habe in Neunkirchen eine 
Liste eingesehen, wo 1921 ca 800 Familien "lohnungen 
suchten und ca 50 bis 60 Familien ohne \lohnung waren 
und heute,im Monat November, musste ich die Wähmehunne 
machen, dass 2386 Wohnungssuchende da sinus und 475 
Femilien keine eigene Johnung hasen, d.h. sie wonlen 
zusammengepfer cht in Wohnungen von anderen Familien. 
Diese Leute finden keine Golegenheit eine Nohnung ihr 
Eigen zu nennen. Dieser Zustend wird herbeireführt 
renn man einer Behörde, ie der Bereverksäiroktion, das 
Recht lässt, Häuser zu erwerben und die liieter heraus- 
zusetsen. \.1Y lehnen es ab in diesen Sinne dem Ent- 
mirf zuzusiinsen. | 
Deszleichen können wir auch nicht billigen, 
dass auch die religiösen Anstalten nit ihren Diensträu- 
men nicht "or der Veroränung erfasst werden. Is geht 
nicht an, dass im Saargebiet Pfarrkäuser von 3 - 
Personen bewohnt werden. wo vielleicht 30 Zimmer in 
Hause vorhanden sind. Alles das ısninschen wir, dass os 
aus dem Entwurf scheiden soll. und das Motto gelten 
lässt, das wen im Entwurf so Schön hervorgehoben hat: 
" Gleiches Reckt für Alls 
Ich habe genügend begründet, Unser Standpunkt ist de:', 
dass wir den Komissionsentiurf in seiner ganzen ZU- 
sammensetzung akzeptieren, bitten nur noch, dass der 
Absatz 5, wo &s heisst * alle nach dem l.Januar 1920 
tertiggestellten Neubauten und Erveiteruugsbauten usw." 
dass ‘die Ziffer 1920 durch die Ziffer 1971 ersetzt 
wird. Ausserdem den letzten Absatz " Soweit \lohmuner 
in den mit Zuschüssen errichteten Häusern usw." bitien 
wir zu streichen. 





TER AG TEN GELISTET EOTEIIEeTE, 


Oberregierungsrat Kuchenke cker: 


Meine Damen und Herren ! Ich möchte zu- 
nächst zu Artikel 2 Ziffer 2 und 3 Be FR ja 
bereits in der Kommissionssitzung erfolgt ist. Ich 
möchte anfügen, die Bestimmungen des Artikel 2 Zilr.2 
bezwecken nicht, Eigentum für die Regierungskommission 
in Anspruch zu nehmen, was dem denischen heich oder 
bayerischen Staat gehört. Wenn von Bigentum die Rede 
ist, so ist das_zu versvenen, dass die Regierung bBiren- 
tum erwerben will. Die Bestimmung des Artikel 2 Zilf.9 
ist aufgenommen aufgrund eines Erlasses einer Aus- 
führungsbestimmung, die s.Zt, ergangen ist, Diese 
Bestimmung deckt sıch wii verschisdenen wie sie in 
Reich erlässen sind, Für die Röune der öffentlichen 
Behörden, "ohltätligkeitsanstalten, diese erstreckt 
sich ebenfalls auf die Dienstwohnungen der Beanten, 
der Behörden, Gemeinden und dergl. "In Ziffer 4, was 
die Neubauten anbelangt, sind Aenderungen getwolfen, 
worden, dass die Häuser einbezogen werden sollen, die 
in der Zeit nach dem 1. Januar 1920 fertiggestellt | 
worden sind. Es kommen da eine ganze Anzahl Häuser ii 
Betracht, in Saarbrücken allein 23 Häuser. 
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Abg.Schmoll ( H.u.L.): 


‘feine Dimen und Herren ! Ich habe noch 
einen Abänderungsvorschlag zu machen bezüglich des 
zweitietztern Absatzes. Soweit Häuser mıt Zuschüssen 
von Cemeinden errichtet wurden usw. Wir stehen auf 
dem Standpurkt, dass man die Yäuser, die durch Zu- 
Schüsse erbaut worden sind, sei 98 darch die Gemein- 
den, sei es durch den Wornungsbauverbang. vollständige 
frei.gggeben werden solier., wenn die Zuschüsse zurück- 
bezanıt werden. Der Wulnungsbaiverband. sowohl als 
auch die Staat Saarbrücken, zaben Ir ihren Bauver- 
träsen dies schon vorgesehen. Man ging dabei von dem 
Gedanken aıs, dass ag winscihenswer! ist, dass mög- 
lickst bald en Gersinden unl den Staat, die Zuschüsse 
die er gele'stet Lat zurlickerstattet werden, Bin ganz 
besonüerer Anreiz, dlese Ge..leT, die die Allgemein- 
heit gegeben hat, wiscact zurückzugeben, besteht darin, 
dass cas Haus nit der Rückzanlung eir. f:eies Haus 
“ird. Von diesen Gesientspunkt aus betrachtet, kann 
wan es niont billigen, wenn arst die Gemeinden zu 
dieser Befreiung der Jauser ıhre Zustimmung, geben 
sollen. Nili man mit der Zuansswirssckaft abbauen, 
dann soll man auch kier abbauen; denn so..!te man Sic 
sagen, diejenigen, dir ihre Schulden an die Gerneinden 
oder An dan Staat zurüchzuhezarlen, die sollen dann 
auen frei sein von jeden Zuang« AlSU stimmen Sie 
meinen Antrüg zu, diese Aöuser freizugeben. Hein An- 
trag \autet: " Soweit 120597 ni+ Zuschüssen von Ge- 
meizien errichtet wurden, deren Leisvung unter einer 
a | 
Auflage erinlgt, tritt eine Befreiung hinsichtlich 
dieser Ver„rinung ein, wern der Zuschusseupfänger die 
erhaltenen Zuschüsse zurückbezehli.” 


Vorsitzender: Ich bitte, diesen Antrag schriftlich hier 


einzureichen, sowe.t er nicht schon in den Komnis- 
sionsberisht enthalten ist. 


Karius ( 2»): Tech glaube. wir haben sestem über den 


Artikeı 2 - & der Tesjerungsvorlage genug xeredet, 
sodass wir heuta wenigstens abstimmen KUNNSN. ich 
möchte nur das eine sägen, der herr Regierungsver- 
'treter sagie gestern, den Lanaes cat ginge die Frage, 
was die Bergrerwaliung nacäs sarnichts An. Ich muss 
dagegen gaı2 nnckieden Prysest erkeben, denn wir 
haben selost zu bestimnen was wir wollen oder nicht. 
Wir haben Jas hecat, unsere Meinung, zu äussern, © 
sie Ankıang findet, ist ein® Sache Tür sich. Ich ss 
dringend bitten, uns in äj.eser WEISE nicht mehr zu 


Stadk ur veid zurückbskennt und zum Teil zurückbe- 


kommen hat. Die Frage murde in cet Kommission einge- 
hend beranseti., und wir kamen ZU der Veberzeugung, 


dass 





Syyanag ayasıydm4boussrs "yo y>n4 g+400S H 7 









, WW POT 








Yo) 
u ie) 
- U ia 


dass wir 20 statt 21 stehen lassen, Wenn ich den Ver- 
treter der Regierung richtig verstanden habe, will 

er Cie !lohnungen der Beamten auch heraus haben. Dafür 
sind wir nicht, denn wir sehen nicht ein, warun diese 
Besmten diese grossen Wohnungen haben soılen und der 
Plebs sich in den ilohnungen zusanmendrücken soll. 
u hat kein grösseres Recht wie andere Bürger 
auch. | 


Hoffmann ( S.): Ich möchte doch sagen, dass die Zahl 20 
oder 21 nach meinen Dafürhalten grossen Zweck haben 
kann, und ich kann es nicht einsehen, dass hier der 
Landesrat weiter gehen will als die Regierung. Sie 
werden wissen, dass die Bergrerksdirektion besonders 
in Jahre 19%0 viele Häuser gebaut hat, Darum würde 
ich sehr grossen Wert darauf legen, dass wir nicht 
weiter gehen wie die ae, von vorigen Jahre. ‘Ich 
beantrage deshalb das Wort 1920 auf 1921 zu setzen. 


Fuchs ( L.V.): Ich möchte doch feststellen, dass die 
Wohnungen der Bergwerksdirektion, die im Jahre 1921 
erbaut worden sind, überhaupt nicht hier ärunter faller 
Wir sind im übrigen dafür, dass das Jahr 1920 aufrecht- 
erhalten bleibt. Wir haben auch in der Kommission des 
öfteren darüber gesprochen, und es ist der Standpunkt 
vertreten worden, dass wir garnicht einsehen, dass _ 
die Leute, die zufällig im Jahre 19% schon das _Risi'o 
übernommen haben, sich nun schlechter stehen sollen, 
wie die, die im Jahre 1921, als man doch schon allge- 
mein gesehen hat wo die Sache nIRAUREING, gebaut ha- 
ben. Dafür ist kein Grund vorhanden, dass wir da eine 
Ausnahme machen sollen. Wir bitten, den Kommissions- 
besehluss in diesem Punkte aufrechtzuerhalten. 


Schmelzer ( L.V.): Wenn Sie hören, dass damals bei der Ge- 
währung der Zuschüsse zwischen der Stadtverwaltung 
und den Leuten ein Vertrag zustande gekommen ist, und 
die Stadt hat innen damals die Zusicherung gegeben, 
falls der Zuschuss zurückbezahlt wird, dann sollen 
die Häuser frei sein, dann können wir heute nicht gut 
über die Bestimmung hinausgehen und anders verfügen. 
Wir würden dann die Leute vor den Kopf stossen. 

Meine Herren, wir sind deshalb der Auffassung, dass 
gerade diese Häuser, die mit Zuschüssen gebaut worden 
sind, auch von dieser Last befreit werden müssen. 
Gerade diese Laute haben damals in der unsicheren 

Lage das kolossale Risiko auf sich genommen. \lenn nun 
die Verhältnisse nicht so gekommen wären, dann sässen 
sie da und hätten die Schulden. Nun will man sie dieses 
Vorteils berauben. !liir stimmen dem Antrag Schmoll 

in dieser Beziehung zu. 


Schmoll ( V.u.L.): Als der Krieg zu Ende war, wurde viel- 
fach gesagt, baut, baut, solche Häuser, das sind spä- 
ter alles Freihäuser. Man war gegenüber solcken Ver- 
sprechungen ausserordentlich misstrauisch und dieses 
Misstrauen hat sich als richtig erwiesen, denn alle | 
Häuser die nach den Kriege gebaut worden sind, wurden | 
bis zun 1. Januar 1921 als ur erfasst. Wenn 
wir dieses etwas gut machen wollen, inden wir wenig- 
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stens das Datum um ein Jahr zurückrücken, dann ist 
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das linimum dessen, was gemacht werden mıss. lieiner Absicht 
nach müsste man soger sagen, elle Häuser die nach dem 

° ® R x - 8 Yy 2 n, PERRER 
Kriege gebaut worden sind, sind Freikiuser, Ich hoffe, cass 
sich eine lehrheit für meins Ansicht; findet, Ausserdem, 
möchte ich roch. sagen, dass es_der \iohnungsbauverbaud ist, 
der in seinen Verträgsn Iestgeicegt Fat, dass üeriesuge, 
der das Geld zurückzahlt ein Freinaus besitzen söll. 


Helfgen (K.P.) | ARE De 
Als im Jahre 1920 die "ohnungsnot in ein 
erartig krasses Stadium eintrat, da war es ”flicht mund 
u in allen Gemeinden darauf hinzuwirken, dass Soceus 
würde, wenn eine rn | in der "olmungsnot eintreten 
soll. Und in diesen unsicheren Verhältnissen haben die Leute 
ihre _Tohnungen erstehen iassen, Ich kann den Standyankt 
deshalb nicht verstehen, Alls die .ohrungen, die nach A921 
erbaut wurdex, sollen freigegeben werden. LS ist unbedingt 
notwendig, dass wir darauf hiuwirken, dass alle neuerstan- 
enen Häuser freigegeben werden, Das einzige was der lan- 
sur: hier tun zen, wenn ex die "ohnungsnot tatsächlich 
heben wil:, ist, die Regierung, .ohrungsbauverband, zu 
zwingen, enorme Iittel zum Bauen bereitzustellen. 
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Vorsitzender: i x 

: Hortmeldurgen liegen keine mehr vor. ılir 

stimmen nun ab über die einzelnen Ziffern des Artikel 2. 
Der Verständlichkeit halber verlese ich noch einmal. 


Artikel 2, Die Bestimmngen der vorliegenden Verordnung 
finden keins Anwendung auf: 


| l, äie Liegenschaften, welche der franzö- 
sischen Berguerksverwaltung durch den cn von Ver-- 
sailles übsreignei worden Sind, wohl aber auf die später 


erworbenen; 
2. die Geschäftsräume der Regierungskon- 


mission; 

2 r 3. die Geschäftsräume der Kreise, Bürger- 
meistereien, Städte und Landgemeinden, vorbehaltlich der 
Bestimmung des Artikel 28 Absatz 2; f 


rer 4, religiöse oder Wohltätigkeitsanstalten, 
soweit sie äffentlichen oder religiösen bezw. wohltätigen 


Zwecken dienen. 
0. alle nach dem 1. Jamiar 1920 Fertige. 
stellten Neubauten und Erweiterungsbauten, wie Anbau, Auf- 
bau und Ausbau einss Stockwerkes und dergl., vorbehaltlich 
der Bstimmägen des letzten Absatzes des Art. 5, 
i Soweit Häuser mit Zuschüssen von Gemeinden 
errichtet wurden, deren leistung unter einer Auflage er- 
folgte, tritt eine Befreiung mur hinsichtlich der Bestim- 
mungen des Teil V dicser Verordming und zwar denn ein, wenn. 
die Zuschussempfänger die erhaltenen Zuschüsse zurückzen!n ; 
und die Gemeinde mit der Befreiung einverstanden ist. E 
. ‚soweit Wohnungen !n den mit Zuschüssen der 9 
Gemeinde errichteten Häusern für Beamse und Angestellte 4 
za Ptasyr-iehen Eienst Besen ana? worden eg‘ ist Er FB 
KündN. er "onnungen ale Genehmigung der Gemeinde-- a 
aufsichtsbehörde erforderlich. ' | 
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Wir stimmen ab über Ziffer 1. Wer dafür !st. #® 
möge sich erheben, Binstimmig mit 30 Stimmen angenommen, | 


Ziffer 2 





Ziffer 2. Wer dafür ist, möge sieh erheben, Eben- 
f3..5 einstimmig mit 30’ Scimmen angenommen. ZifTe 
Kinssimnig mit 20 Stimmen angenommen. i3ifer 4 mi 
93 gegen £ Stimmen angenommen. 


Dr.Sender (8.P,); 


sonderu nur gegen die religiösen, aber nicht Wohl- 
tätigkeitsanssalten. 


Vorsitzender: 

Absatz 5. Hierzu liegt ein Antrag vor, der 
besagt, dass anstatt 20 Zi gesetzt werden, soli. "Wer 
für die verlesene Ziffer 20 ist, möge sich erheben. 
Mıt 25 gegen 5 Stimuen angenommen. 


Schwll ( H.u.L. ): 
ich bitte meinen Antrag zu verlesen, das 


ist der weitergehende. 


Vorsitzender: 
Berr Abg. Schmo..l. beantragt eine Ziffer 6 
einzusetzen, welshe lauten soll: 
"Soweit Eliuser mit Zuschüssen von Gemein- 
den, erri.chte‘; wurden, deren Leistung unter einer 
Auf uliage ‚erto..g" R, sratt ging befreiung „önsıchtlich 
der Eos timnungen dicser Verorinzng ein, wenn cle 
Zusgshussenpfänger die erhaltenen Zuschüsse zurück- 


Karius (7%.): 

Herr Schmoll will die Verträge der Gemein- 
den gewissermassen ausser Kraft setzen, ja, wenn der 
Betreffende den Zuschuss zurückzanlt., scli es ein 
Freihaus sein, das s;eht in den Verträgen des lioh- 
nungsbauverbandes drin. 

Vorsitzender: 

Wer ist Z£ ur die vom Ferrn Abg. Schmoll 
vorgeschlagene, soeben verle: sen e Fassung 2 he stim- 
men 5 NE.t313 ieder dafür. ES is % weiter beantragt, den 
Absatz 2 ies Frtikei £ des Entwurfes der Kommission 
zu Streichen. Dieser Absatz lautet: 

" Sowaelt \ohnungen : in ae n mit Zuschüssen 
der Gemeinden errichteten Häusern für Beante und 
Ängeste!lte ;m öffentli chen Menst beschlaguahnt 
en sin. ist für die Kündigung der Wohnungen die 
Genehmigung Ger Gemeindeaufsi ehtsbehörde ei: -forder- 


seh, " 
Wer ist für diese Streichung ? Irh stelie 
die einstigm’ge Annehme fest, 

«r konmer. nun zu leıl Be Überschrift 
lautet: _" Mel cerf.l \cht der bigentü und Meter ! 
Dieser Te eil beginnt mit Artikel. ö, welcher „abet: 

ü Jezar Houseizantiimer und jeder Vohmungs- 
inhaber oder deren Bevolinäsht gte haben den Bür- 
er 


ermeisterant wverzüglich Anzeige m erstatten, so- 

ald sıe Kenntnis davon erhulsen, dass in ihrzm Anıwe- 

BEBoRt Bier ER TEESEn a5 warden. „mi2 haben ın8- 
Unternigrsrs anzuzeigen © Anzsige ist Spätestens 
binnen. 2 © Wagen nach Jen Be der Räume wu er- 
staöwen, 33 gei dern, dass die Anzeigepf. .icht‘gen 
nachrs‘.sea. dess ihre Unkenntnis auf einen Verschul- 


den beruht, 





Wir sind nicht gegen Ziffer 4 Ges Artikels, 


— 


2 


- 


a Zn 







TEE nn 


| 


ka ProZ 






Eine Meldepflicht für geschäftliche und gewerbliche 
Räume oder bewohnte Räume, welche möt soichen Röumen 
eine wirtschaftijiche Einheit biläen, besteht_nicht, 
Wohnräume, die gleichzeitig als gewerbliche käune be- 
nutzt werden, sind lediglich als \lohnriune zu behandeln. 


Fuchs ( i.V.): Ä 
Ich möchte bemerken, dass " Meldepflicht der 
Eigentümer und Mieter " keine richtige Bezeichnung ist. 
Eau ur daher, die Worte " und Mieter " zu strei- 
chen. | 


Levacher (Z.): Se : 5 
Ich würe vorschlegen, wir sagen einfach "Mel- 
depflicht !! Ich möchte zu Artikei 8, ursprünglich 4, 
aus juristischen Gründen einige Abänderuigsvorschläge 
machen. In der Rejrierungsvorlage_ steht: " jeder Haus- 
besitzer oder Stellvertreter " Der Jur ist kennt keinen 
Hausbesitzer, sondern einen Hauseigentümer. Er kennt 
noch weniger einen Stellvertreter als Hausbesitzer. Wir 
haben dies schon in der Komnission festgestellt. Ic 
bemtze die Gelegenheit, dabei festzuste!len, dass der 
Kreistag Saarlouis zu ungunsten der Hausbesitzer nicht 
das Geringste abgestrichen hat ( Hört, hört !) (Zuruf: 
Saarbrücken Iand und Stadt auch nicht !) Also es stimmt 
nicht, Die Regierung hat den Entwurf genau wie sie ihn 
bekommen hat in die Welt gesetzt. Wir haben die Abänderug 
des Art, 4 vorgenommen. In diesem komnt wieder das Wort 
rg a Es soll Hauseigentüner heissen. Ich 
bitte, dieser Änderung zuzustimnen, 


Oberregierungsrat Kuchenbecker: 

\ Meine Damen und Herren | "'enn das Wort 
Hausbesitzer gebranaht worden ist, so liegt es daran, 
dass absichtlich das Wort Eigentümer nicht genomnen 
wurde, sondern BE MULTBTEODERES Begriff des Besitzes. 
Wenn Stellvertreter gesag worden ist, so ıst an die 
Fälle gedacht, in denen der Hauseigentüner einer anderen 
Person den Auftrag gegeben hat, die Obliegenheiten zu 
erfüllen, die er selbst zu erfüllen hat, 


Schnidt (Z.): | 
In dem Konnissionsbericht ist gesast, dass 
Mieter und Unternieter von der Anzeigepflicht befreit 
werden sollen, Jeder Hauseigentüner und jeder IE ADD - 
inhaber kann selbstverständlich Mieter sein. Ich würde 
beantragen, ” und jeder RumBEHanbaber " zu streichen, 
dass für den Fall der Unterniete die Anzeigepflicht den 
Untervernieter trifft. | 


Levacher (2.): | | 
ir wollten ja Zerace den Mieter treffen, 
insofern beruht das auf einen Missverständnis. 


Schnoll (H.u,L.): 

A ‚ „Gegenüber den Ausführungen des a 
cher möchte ich bemerken, dass ich den Standpunkt ver- 
treten habe, dass die Eingaben der Kreistage, die an 
die Regierung gekomnen sind, diese veranlasst haben, die 
Verordnung von 18. Juli 22 wesentlich zu ungunsten der 

usbesitzer zu revidieren. 


Oberregierungsrat Kuchenbecker:; 
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ist wohl schwer festzustellen. . Ich glau- 
ie es Baft nur aus, wenn wir auf Nlese rage eingehen. 
Sehr richtig f). 


Vorsitzender: 


Wir kommen zur Abstinrung. \er dafür ist, 
dass die Überschrift des Teil II lediglich " Melde- 
pflicht " lauten soll, möge sich erheben. Ich stelle />e 
einstimnige Annahne fest. m 

| hir stinmen nun ab über die vorhin ver- 
lesene Fassung des Art. 3 des Kommissionsentwurfes, wer 
für diese Fassung ist, möge sich erheben. Ich stelle (ie 
einstinmige Annahne fest, _ 
Wir kormen weiter zu Artikel 4. Die nach 
Artikel 3 Anzeigepflichtigen haben der \/ohmungszutel- 
lungskommission auf Anfordern 
l. die Zahl, Iage, Grösse und Verwendung der Häune 
ihrer Anwesen oder ihrer \lohmu:gen anzugeben; 


2. die Zahl der Personen zu bezeichnen, welche in 
den Anwesen oder der Wohmung wohnen, 


3. den Beauftragten der Gemeinde Auskunft über 
die Wohnungen und Räume, sowie über deren Ver- 
mietung zu erteilen. 


R : der Richtigkeit der An- 
gaben kann def" forss ende der lohnuneszuteiluneskon- 
mission eine Wohnungsbesichtigung durch hierzu nit Aus- 

weis versehene Beauftragte vornehnen lassen. 


Wünscht jemand das Wort zu diesen Artikel 
4 2% Das ist nicht der Fall. Wir stinmen darüber ab. 


Ver für die verlesene Fassung ist, nöge sich erheben. 
Ich stelle die einstinnige Annahne fest. 


Artikel 5. Wer_nehrere Wohnungen hat, hat 
den Bürgermeisterant zu erklären, welche \iohmıng als 
seine Hauptwohnung gelten soll, 


IR ‚Die gleiche Anzeigepflicht besteht für die 
Mitglieder eines gemeinsamen Haushalts, die ausser der 
gemeinsanen noch eine eigene \lohnung besitzen. 


Unterlösst der er Da die Anmeldung, 
so bestinnt das Bürgerneisterant, und falls die \oh- 
nungen in verschiedanen Bürgernmelstereien oder »tadt- 
bezirken liegen, die nächst höhere gemeinsane Verwal- 
IuBpebehörds, welche Wohnung als Hauptwohnung anzusehen 
ist, 

Bei gepjenigen, der sich in einen seit deu 
l.Jamuar 1920 errichteten Neubau eine seinen Wohnbedarf 
entsprechende Me umaR eingerichtet hat, ist die \iohnung 
in diesen Hause regelmässig als Hauptwohnung anzusehen. 


Zu den Artikel 5 liegt noch ein Antrag des 
Abgeordneten Hoffmann vor, welcher lautet: Abs. 1. 
Wer nehrere \ichnungen hat, hat dies dem Bürgerneisterant 
enzumelden,nit der Erklärung, welche Wohnung als seine 
BP wohanne zelten soli. Wir konnen zur Besprechung, 
as Wort hat Herr Abg. Reinhard. 


Reinhard (K,P.): 
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Levacher (Z.): 
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Ich habe schon in den Komnissjonssitzungen 
darauf hingewiesen, dass wir nicht einsehen können, 
dass Personen in den Genuss von mehreren \ıohmungen, N 

sind. is ist tatsächlich so, dass Leute mehrere loh- 


nuneen in Besitz haben. Und_der Entwurf, den dıe Kon- 
MeEion ausgearbeitet hat, lässt Tür und Tor often 
in dieser Hinsicht. Es kann derjenige, der Geıd has. 
sich Wohnungen besorgen soviel er will. wer gıbt uns 
die Garantie dass die Anmeldung der auptwohnnngen 
usw. ausgeübt wird, wie es hier vorgesehen 15%. 7 
hatten an unseren Antrage fest, dass der Artikeı zu 
streichen ist und die Worte zu setzen sind: Nienand 
darf 2 \lohnungen besitzen.” 


Ich muss zugeben, dass ee Fu 
hat, etwas ausserordentlich Deste- 
chenden nat, Die Fassing lässt weiter uen Weg nicht 
offen, wie man jemand, der zwei Wohnungen hat, die 
andere ninnt, Dass wir an die Nohgunge2 herankormen, 
das werden wir später in Artikel 9, Ziffer 4, sehen. 
Da steht, beschlagnahnt werden können Wohnungen, wel- 
che nicht als Hauptwohnung anguas hen sind. EM Fra 
uns vollständig einig, aber wır können Gle AUZ - 
pflicht für Doppelwohlungen nicht unter den Tisch falla 
assen. 


Hoffmann (S.P.): 


Ich will doch noch sagen, dass_derjenige, 
der mehrere Wohnungen hat, erst die ae an- 
zugeen hat, und nachher erklärt, welche Wohnung als 
Hauptwohnung gelten soll. Es muss gesagt werden, dass 
wir festlegen müssen, dass die Behörde davon Kennhnis 
DEBRLT, wieviel \iohnungen die Person in ihrem Besitz 

at. 


Vorsitzender: 


Der Ankrng des Abg,Hoffmann geht also_wei- 
ter, als die Form in dem Bericht der Kommission. Ich 
verlese noch einmal diesen Antrag. Wer mehrere lioh- 

BD hat, hat dies dem Bürgermeisterant anzumelden, 
nit der Erklärung, welche Wohnung als seine ER. 
nung gelten soll. Wer für diese Fassung ist, möge sic 
erheben. Es erheben sich alle ausser den 2 Kommunisten. 
Der Antrag des Abg. Reinhard lautet: Niemand darf 2, 
Wohnungen haben. Wer für diesen Antrag ist, möge sich 
erheben. Abgelehnt, zwei Stimmen dafür. - 

Wir stimmen ab über die drei nächsten Absät- 
ze in dem Artikel 5. Wer für die Fassung der Kommission 
ist, möge sich erheben. Einstimmig angenommen. 


Wir kommen weiter zu Teil III, Dieser Teil 
umfasst zunächst Artikel 6. Letzterer lautet nach dem 
Kommissionsentwurf: 
 _ Die Zuteilung der Wohnungen erfolgt für 
je e Gemeinde durch eine Kommission bestehend aus 

.) einem Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter 
2 e einem durch die Gemeindevertretungen gewählten 
ertreter der Mieter und der Vermieter, der Ein- 
wohner der betreffenden Gemeinde ist, 
f ı Stelle der ordentlichen Mitglieder _ 
können im ee 3 a Ersatzleute treten, die in 
gleicher Weise gewähkt sind. Eine Mitwirkung in eigener 


Sache 
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Sache ist ausgeschlossen. 


In der Stadt Saarbrücken können für jases 
tadtbezirk besondere Kommissionen gebildet werden. 


Die Aufgabe der bei den Bürgernmeisterän- 
tern der Städte oder grösseren Landgemeinden einge- 
richteten Wohnungsänter hat sich darauf zu beschrän- 
ken, die Arbeiten dieser Kommissionen vorzubereiten 
und ihre Durchführung zu sichern. 


KAP Ks: | | | 

Wir beantragen, dass wir " in der Stadt 
Saarbrücken und Neunkirchen " einsetzen. Die Stadt 
Neunkirchen ist auch zusammengesetzt aus mehreren 
ausserhalb liegenden Ortschaften. Da ist es_zweck- 
dienlich, dass auch in den grossen Stedtteilen eine 
Kommission tätig ist. 


Oberregierungsrat Kuchenbecker: 


Levacher (Z.): 


| Diese Bemerkung trifft zu, Neunkirchen 
unfasst nahezu 40 000 Einwohner. Es hat verschiedene 
Aussengemeinden, die dem alten Neunkirchen ziemlich 
weit entfernt sind. Es ist deshalb gut, wenn dem An- 
trag stattgegeben wird. 


"ch stimme dafür und .mächte beantragen 
das. auch SaazTonds eingesetzt : Ben, 


Martin (Z. ): 





Die Regierung hat in ihrem Entwurf eine 
besondere Konnission eingesetzt, die künftig für die 
Beanten die Wohnungen besorgen soll. Wir haben schon 
gestern zum Ausdruck gebracht, dass diese Kommission 
unbedingt beseitigt werden mss. Das ist weiter nichts 
als die verschieierte Fortsetzung der Zentralwohmungs- 
konmission. Ich möchte noch einmal scharf im Nanen 
meiner Partei zum Ausdruck bringen, dass diese unbe- 
inet beseitigt werden soll. Alle Privilegien erregen 
eiter nichts als den Neid der anderen und wirken ver- 
etzend, und zudem haben unsere deutschen Beanten an 
wenigsten von der Zentralwohmmngskommission eine _ 
Wohnung erhalten, in Wirkiichkeit ist es so, dass die 
fremdländischen Beanten durch diese Kommission !Ioh- 
nungen erhalten, während die deutschen Beanten warten 
können. Ich warte selbst 3 1/2 Jahre auf eine Wohmung. 
Die Zentralwohnungskomnission war verpflichtet, mi 
eine Wohnung zu besorgen, sie hat es äber nicht getan, 
sondern Leuten zugewiesen, die viel später gekormen 
sind, und deren Heimat ganz wo anders ist als hier. 
Ian Den nun rt die ee 

seiti und _die Regierung beste ara ss die 
ResehTigte gun innern deren Geschäfte weiter’ führt, so 
ist das weiter nichts als eine verschleierte Form. 
An der Spitze dieser Konnission steht ein Herr Dr.Vi- 
gıer, es 19% weiter drin ein Vertreter der französi- 
schen Grubenverwaitung, weiter ein französischer 

ifizier und ein einziger deutscher Vertreter und ein 
Vertreter der Stadt. Wie Herr Schmelzer gestern nit- 
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nitgeteilt hat, werden die deutschen Vertreter gar- 
nicht zugelassen. So konnt es, dass die Stadt Saar- 
brücken nicht die Wohnungen kriegt, die ihr zustehen. 
Wenn es heisst, alie freiwerdenden lohnungen würden 
der Stadt Saarbrücken zugeteilt, so sind das in hirk- 
lichkeit Wohnungen von 1 - 2 Zinnern, während alle 
Wohmungen von 3, 4, 5 und 6 Zinnern für Irendiändi- 
sche Leute und Offiziere zurückgestellt werden, Ich 
möchte die Regierung bitten, dass dieser Ausnahnepa- 
zagrapı nicht wieder in die ‚Verordnung. hineinkomnt. 
Wie die Zentraiwohnungskomnission gearbeitet hat,nöch- 
te ich an einen anderen Fall beweisen. In St ‚Wendel 
sitzt ein_Lehrer und warvot schon seit 1920 auf eine 
Wohnung. Er sitzt bei einen Bekannten, der eine Drei- 
zirmerwohnung hat. Die Zentralwohnungskornission hatte 
ihn eine !ohnung zugebilligt, hat aber nachträglich 
diese Zubilligung wieder zurückgezoger, ‚und der Herr 
sıtzt wieder auf der Strasse, während die Wohn 
zurückbehalten wird für einen französischen Beanten. 
kin anderes Beispiel, In Klarenthal sitzt eine Witwe 
und hat ein kleines Geschäft. Das Haus gehört einen 
Schnied, der selbst nicht genug \iohnräune hat. ‚Er er- 
wirbt sich die Erlaubnis, seine ganze !!ohmung in, Be- 

schiag zu nehnen. Die Witwe weiss nicht wohin, ihr 
ganzer Erwerb hängt von den Geschäft ab. Sie kann mun 
eine andere Wohnung bekonnen in Obervölklingen. Der 
Kauseigenvüner ist damit einverstanden, aber die 
Zentralwohnungskonnission beschlagnahnt noch nachträg- 
lich das Haus, und die Frau kann nicht Besitz nehnen 
von Jer liohnung. Das sind unhaltbare Zustände. ich 
muss noch hinzufügen, ‚dass ein Mitglied des Landesra- 
tes, der Abg.Kiefer, diesen Fall den Herrn Präsidenten 
schriftlich überreicht hat, Das ist schon vor Wochen 
geschehen, aber bis jetzt hat er noch keine Antwort 
erhalten, Da sehen Sie zu Herr Präsident, Sie haben 
Konten abend gesagt, es könnte jedes Mitglied zu je- 
t 
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er Zeit zun Herrn Präsidenten hingehen, seinen An- 
rag würde dort schon stattgegeben werden. Sie haben 
geeahen was geschehen ist. Wir lehnen es ab, solche 
ıttgänge noch weiter zu unternehnen, da wir sehen 
dass den Anträgen doch nicht stattgegeben wird. Ich 
itte noch einnal, die Zentralwohmungskonnission in 
verschleierter Forn verschwinden zu lassen. 


Dr.Sender (S,P.): Ich habe gegen Artikel 6 soweit B- 
onken, als es mir nicht genügt " ein Mitwirken in 
eigener Sache ist ausgeschlossen," sondern wir müssen 
sagen eine Mitwirkung säntlicher Angehörigen 
eigener Sache oder in Sachen der in Artikel 8, 
seteter Absatz, genannten Angehörigen ist ausgeschlos- 


W PX 


r 


Vorsitzender: ai | 
ie haben die Anträge gehört, die 
darauf hinauslaufen, dass gesagt ER .. Städten 
jaarbrücken, Neunkirchen und Saarlouis können für 
Ban Stadtbezirk hesondere Kommissionen gebildet wer- 


Schroll (H.u.L.): 


Ich stelle hiermit den Antrag, die 
| Fassung 
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Fassung der Regierungskomnission in Bezug auf Nr: 1-2 1 
bestehen zu lassen. Ich bin der Ansicht, dass der | 
Bürgermeister als Vorsitzender der Kommission eine | 
durchaus geeignete Persönlichkeit ist, Der Bürger- 3 
meister eines Ortes muss gerade über das nohmass- 
wesen auf dem Laufenden sein, und er kenn als Vorsite 

zender dieser Komnission meiner Ansicht nach ser i 
gut in Betracht konnen. “ 

Zu No. 2 bin ich der Ansicht, dass es bisher “ 

segensreich gewirkt hat, dass die Vertreter der Ür- “ 
ganisationen, sowohl der Mieter wie Hausbesitzer | 
vertreten waren, und dass diese Organisationen das 
Recht hatten, Mitglieder vorzuschlagen. Ich möchte 
daher bitten,nichts abzuändern und den Entwurf der 
Regierung beizubehalten. Es genügt, wenn die Komnis- 
sion aus je einem Mieter und Hausbesitzer besteht. 
Bei der \ohnungskonnission haben wir früher auch nicht 
nehr Mitglieder gehabt. Ich beantrage, die Regierungs- 
vorlage bestehen zu lassen und folgenden Zusatz zu 
machen, für den Fall. dass diese Organisationen nicht 
wählen wollen: " Die \ıahl erfolgt durch die Gemeinde- 
vertretungen, wenn Mieter und Vernieterorganisationen 
Vorschläge nıcht nachen." 





Oberregierungsrat Kuchenbecker: : 


| Früher entschied der Bürgermeister oder 
dessen Stellvertreter, der das \ıohnungsant führt, 
Diese Organisationen haben sich in der verflossenen 
Zei* nicht bewährt. Es wurden lebhafte Klagen geführt. 
Mit Rücksicht darauf hat man geglaubt, in Intwurf 
vorschlagen zu rüssen, die Organisationen so zusaunen- 
zusetzen, dass die wirtschaftlichen Gruppen lie Bei- 
sitzer wählen. 


Levacher (Z.): 
| Meine Damen und Herren ! Ich bitte Sie, 


den Antrag Schuoll abzulehnen, Die Bürgermeister 

anen händeringend gelaufen, lasst rich aus der Ge- 
schichte heraus. ir können nur den einen Recht ge- 
ben. Der zweite Grund ist der, dass die Bürgermeister 
nach oben nicht die Unabhängigkeit haben wie sie er- 
wünscht wäre, und dass das_ınteresse der Bevölkerung 
ausschlaggebend ist, Deshalb wünschen wir, dass der 
Bürgermeister verschont bleibt. Zweitens verstehe 

ich Herrn Schnoll sehr wohl. Der Entwurf bestimnt, 
dass die Mieterschutz und Huausbesitzervereinigungen 
das Recht haben, die Beisitzer: zu bestimnen. \iür leh- 
nen aber den Äntrag Schnoll in beiden Punkten ab, denn 
es soll nicht heissen, zwangsweise Einführung der 
Hausbesitzerverbände. 


Dt, N Es hat sich bewährt, diese beiden Orga- “ 
nısationen zusamnenzuführen, lir begrüssen es, wenn 
die Organisation der Mieter nit uns zusanmnenarbeitet, E| 
„ir wollen das Verhältnis wieder herstellen wie es in | 

rieden war, \ienn ich hier dafür eintrete, dass nan 4 
d42 beiden Organisationen zu liort kommen lässt, dann “4 
glaube ich, dass ich der: sozialen Frieden das Worte | 
rede. Diese Organisationen müssen gehört werden, bei Ei 
Ihnen aber heisst es, weg nit den Organisationen. 4 


Kratz (2.) MM 
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Kratz (2.): 
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Gerade der Artikel 6 hat nir gut gefallen. 
Die Unabhängigkeit cer Pürgerueister ist nicht nehr 
vorhanden, Tir haben erleben müssen, dass der Bir- 


germeisvwer von Neunkirchen den Ditizieren der De- 
satzungs;ruppen Korbmöbei und 


"iefer: hat, ohne der Stadt oder Gemeinde eine Vor- 
lage zu machen. Er sagt, _ er Sei, ezwungen worden. 
ienn der Bürgermeister als Vors!ı 
zuteilungskonnission, in Funktion treten soll, dam 
haben wir nicht di erzeugzung, dass seine Handlun- 
en zum Wohle der Bevölkerung geschehen, Desgleichen 
ie Änderung über Cie VIohnungszuteilungskonrissi0n. _ 


Ich bin der Ansicht, dass bei dieser Art der Wahl die 


radikalsten Elenente gewählt würden, wodurch die &e- 
botene Zusannenarbeit nicht erleich ert wird. IC 
bitte, es bei den Kon issionsentwurf zu belassen. 


Schnelzer (L.Ve};, 
"ir missen den Antrag 


Bürgermeister besitzen nicht die Unabhängigkeit,denn 
sie sind in der Hand der Regierung, \iir wo 
dass die Regierung auf Urwegen das erreicht, wss sıe 
durch das \;olmungsant erreicht hat. Der Regierung 


Sondern den politischen 
denn alles was 
ein Dorn 


!)Die Regierung arbeitet rit 


würde, 
stehen, wenn er d 
bevölkerung im Auge haben will. 


Reinhard (K.P.}: 
ich stelle den Antra dass in der wei- 


d 
teren Beratung, der Artikei der ötten Yorlans vorge- 
lesen wird, wei.. vonse:ten des Herrn Schnoll jedes- 
mal ver-angt wird, dem Paragraph SO und so der Re- 
gierungsvor.iage zuzustimmen. 


Karius (2. ): 


gass ihn jeder gelesen hat, 
cmule. 


Vorsitzender: 


wir sind doch in keiner 


‚]sube. Sie können 


Herr Reinhard, ich 
er Abgeordnete die 


Ihren Antrag zurückziehen, da je 
Vorlagen vorliegen hat. 


Reinhard (K.P.): 
zuführen. Ich halte meinen Antrag aufrecht, 


Vorsitzender: 
Den Antrag wird stattgegeben 


Reinhard_darauf besteht. Es_hav ja jeder das Recht 
einen solchen Antrag zu stellen,” Ich bitte, den 


Zinmereinrichtungen 8°- 


zender der Wohnmungs- 


jen nicht, 


Ich bitte das abzulehnen. Ich nehme an, 


Schmoll ablehnen. Die 


dass hier ein erheblicher 


Tch bin der Meinung, das ist gut durch- 


weil Herr 


Schriftführer Herrn 





Betz den Arti 


kel 6 der Regierungs- 
vorlage 
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Regierungsvorlage zu verlesen. 


Röchling (L.V.): 


ich stelle den Antrag, dass der Landes- 
rat auf Verlesung der Regierungsvorlage verzichtet. 


Vorsitzender: 


Ich glaube, dass jedes Mitglied des lan- 
desrates das Recht hat, volle Aufklärung zu ver- 
langen, bevor es sein Gutachten abgibt, und wenn je- 
nan glaubt, dass die reg Verlesung des Re- 
gierungsentwurfes notwendig ist, dann zuss den statt- 
gegeben werden. Wir kommen an besten weiter, wenn 
wir in diesen Falle auf den Antrag des Herrn Rein- 
hard eingehen. Vielleicht verzichtet Herr Reinhard. 
in den Fällen auf eine Verlesung des Entwurfes, bei 
denen Einrütigkeit des. Entwurfes der Regierungskon- 
nission nit dem Kommissionsentwurf besteht. 

wir kommen dann zur Abstimmung, Der 
weitgehendste Antrag ist der des Herrn. Schroll, der 
die Regierungsvorlage wieder hergestellt wissen will. 
Wer für diesen ut Pac Herrn schnoll ist, ig 
sich erheben. Zwei s immen dafür, alle anderen age- 
en. Wır konnen dann zur, BOLLORENE 1 er die Fassung 
es Entwurfs der Muniseion, zuzüs ich der Abände- 
rungen, die in den Anträgen der Herren Levacher 
Petri und Dr.Sender enthalten sind. Die Herren le- 
vacher und Petri haben beantragt, dass gesagt wird, 
ın den Städten Saarbrücken, Neunkirchen und Saar-. 
ouis können für jeden Stadtbezirk besondere Konnis- 
Sionen gebildet werden. Der Herr Abg.Dr.Sender_ hat 
beantragt, dass Artikel 6, Absatz 2, Satz 2 folgende 
Fassung erhalten soli: Eine Mitwirkung in eigener 
Sache oder in Sachen der in Artikel 8, letzter Ab- 
satz, genannten Angehörigen ist ausgeschlossen. ir 
Stimmen nun zunächst ab über folgendes: 
| Die Zuteilung der V!ohnungen erfolgt 


für jede Gemeinde durch eine Kornission bestehend aus: 


R einem Vorsitzenden oder einen Vertreter (Stellver- 
2. je zwei Mietern und Vernietern, die in der betref- 
enden Gemeinde wohnen, Die Wahl erfolgt durch 
‚ die Gemeindevertretungen. Wer mit dieser Fassung 
einverstanden ist, möge Sich erheben. Zwei Stinnen 
gegen, alle anderen dafür. Zuruf ! De glerun£spar- 
teil!) Wir stimmen weiter ab über den Antrag des Herrn 
Dr.Sender : Eine Mitwirkung in eigener Sache oder in 
achen der in artikel 8,. Letzter. bsatz, „genau ten 
ingehörigen ist ausgeschlossen. Wer für’dliese Fassung 
18T, möge sich en Me niE angenonmen. 
Weiter, in den Städten Saarbrücken, 
Neunkirchen und Saarlouis können für jeden Stadtbezirk 
ee 80 nissionen gebildev werden. Die Aufgabe 
ren Landgeneinden eingerichteten liohnungsänter hat 
sich darauf zu. DSRERL, die BEROÄTER dieser Kor- 
210onen„vorzubereite Le Ü 
sichern, Ver für die Bastung dies urghführung zu 
ı1St, möge sich erheben. Einstinnig angenornen, 
Artikel 7. Hierzu liegt ein Antra 
des Herrn Abg. Recker vor. welcher Desk t, es so 
hinzugefügt werden, soweit es sich nicht An nach den 


l. Januar 1920 errichtete Neubauten und Wohn z 
delt. ilinscht jenand das llort zu den Artikel Pr N 


Überrepierungsrat 


N Po 


irgerneilsteräntern der Städte oder grösse- 
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Oberregierungsrat Kuchenbecker: 


Fa Den steht nichts entgegen aber, 2s wird ge- Ä 
wissernassen den Bestimmungen’ widefsprochen, wenn i 
nochmals eine Ausnahnıe aufgenonnen würde, 3 


Becker (Z.): Ich ziehe meinen Äntrag zurück. Y 
Vorsitzender: _ ELTA SE here ö E 
Wer für die Fassung der Kommission ist, möge j 

sich erheben, Einstinnig angenomnen. R 


Artikel 8: Jeder Wohnungssuchende hat bei 9 

der RO DRHREE UNS EEUHERRL LES EC die Zuteikung einer L: 

Wohnung zu beantragen, Über den Eingang des Antrages F 

u Bi Betas und Unterschrift versehene k 
chei,nigun erteilen. » 

P Be In Neder Vereinde Sind von der Wohnungszu- 

teilungskonru.ssion folgende Register zu führen: 

l. eine Liste der Wohnungssuchenden, 4 

2, eine Liste der angeneldeten Wohnungen. R| 


Der Vorsitzende schlägt dem Eigentüner oder Verfü- 
sberechtigten freigewordener Wohnungen 3 Wohnungs- 


suchende als Mieter zur Auswahl vor,, _ | 
dringenden Fällen kann die Wohnungszutei- 4 


Jungskonnission dem Eigentüner oder Verfügungsberech- 
tigten ungi t%elbar einen HSter BuUWelnen. 
h 


Bouauc 2722494008 & u 


ind wen:ger als dreı liohnungssuchende in 
die Liste eingetragen, so hat die Auswahl unter der 
geringeren Zenl zu erfolgen. Der Vernieter hat das 
echt, vorgeschlagene Mieter abzulehnen und einen 
enderen Vorschlag zu fordern, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Über das Vorliegen eines wichtieen (rundes 
entscheidet im Streitfalle das Mieteinigungsant end- 


gültig. ( 
Wenn der Eigentüner nachweist, dass er auf 


den Bedarf seiner g1eenen Fapi Lie oder zur Unterbrin- 
gung naher in die Liste der Wohmungssuchenden ein-. 


getragener Verwandter 1. und 2. Grades: auf- und ab- 
steigender Linie oder Verwandter oder Verschwägerter 
l. und 2. Gredes die ganze oder einen Teil der frei- 
werdenden Wohnungen benötigt, so steht ihn ein Vor- 


zugsrecht zu. _ 
| Wer wünscht hierzu das Wort ? 


Lyog ayasıyd > 


Fuchs (Ls V. ) ‘ 
In letzten Absatz fehlen zwei Worte. Wenn 


der Eigentümer nachweist, dass er * mit Rücksicht " 
auf den Bedarf seiner Familie, Es fehlen * nit Rück- 


sicht ", 


„. | s ist ausserordentlich zu begrüsse 
Ei fügen sh Aal Denmgmem worden ist, I 
etzt ab entscheidet _die Wohnungszuteilungskommission. 
übrigens ein Schregkliches Hort. Melleicht findet 
man einen anderen Ausdruck. Einer nannte das Ding 
(nachen). Also diese Wiohnungszutei- 
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einfach " Thuz 


Jungskonmnission kann künftig die Wohnungen einen zu- A 
Sprechen, wenn der Eigentümer nicht will. Das ist 4 
wirklich notwendig, denn wir haben zahlreiche Fülle 
in Stadt und Land, dass arme kinderreiche Fanilien 
niemand aufnehmen will. ich verstehe ja den Standpunkt 
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der Hausbesitzer, Wer Privateigentun anerkennt, der 
muss natürlich dem Eigentüner gie Berechtigung zu- 
erkennen, dass er sich einen Nieter auswählen will. 
kann, Aber was machen wir mit diesen Arnsten der Ar- 
ven, die in dunpfen Höhlen sitzen, deren sich kein 
'Menöch annıinnt, Keiner ist da, der sie aus diesen 
Löchern herausführt, und da muss unbedingt wirklich 
etwas geschehen. Helfen kann nur das Bauen, aber ülese 
Leute können nicht bauen, und unsere städte und unsere 
Gemeinden leben selbst so arnselig dahin, dass sıle 
nicht bauen können, und die Regierungskonzission hat 
sich leider Gottes den Bauen versagt. Sie hat zwar 
wieder jetzt beruhigende Versicherungen abgegeben, aber 
ich erinnere daran, dass seinerzeit, als die Kreise 

auf dem besten \lege waren zu bauen, man den Kreisen 
diese Tätigkeit lahngelegt hat. Da muss unbedingt 

etwas geschehen, Es ist doch nicht so, wie Herr Schnoll 
ausgeführt hat, dass die konmungsnot nicht _nehr gross 
sel. Ich habe nich heute norgen noch einnal versi- 


chert. Wir haben hier 2 500 \Wiohnungssuchende, die 
wirklich obdachios sınd, dann haben wir 2500 Fanilien, 
dıe untergeschlüpfit sind bei Verwandten und Bekannten. 
> 000 Familien häben also tatsächlich keine \iohnungen. 
Wenn nicht gebaut wird, kommen diese arnen Leute nicht 
eus den Höhlen heraus, Gebaut werden muss, und helfen 
kann nur die Regierung. Der liohnungsbauverband russ 
jedenfalls so reformiert werden, dass noch vielnehr 
erauskonnt. Der \iohmungsbauverband war vielleicht 
ganz gut, aber er kan zu spät und er hat nicht recht- 
zeitig Geld verschafft, dem in zahlreichen Fällen 
haben -Leute monatelang gewartet, weil kein Geld da 
war, Die Wohnungsnot ist wirklich schrecklich, Die 
Zehl der Tuberkulosekranken hat unendlich zugenonnen. 
Wir haben in Saarbrücken über 2000 Familien, in denen 
die Tuberkulose ist. Wir haben 125 Familien, in denen 
die offene Tuberkulose herrscht. Diese Tuberkulose hat 
nur infolge der schrecklichen \iohnungsnot un sich 
greiten können. Diese Zahlen können auch nicht bestrit- 
en werden, denn sie sind amtlich festgestellt. Auf 
die sittiiche Seite der hohnungsmt will ich garnicht 
eingehen, Sie werden staunen, wenn Sie hören, dass die 
Fälle von Blutschande sich seit de ie 
Zehnfache verrnehrt haben. a Te 
nochmals die Herren der Regierung, dafür zu sorgen, 
dass der liohnungsbauverband neu auflebt und der Tätig- 
keit der Kreise keine Schranken gesetzt werden. Ich 
möchte Ihnen Vorschläge machen, sie liessen sich aber 
nicht in den Entwurf hineinbringen, Wie wäre es, wenn 
en Verdienende über 17 Jahren zu einem örtlichen 
onds etwas beitrüge ? Das sind die Leute, die in 
der nächsten Zukunft heiraten wollen und einer lioh- 
nung bedürfen. Damn dürfte es auch nicht nehr vorkom- 
Den, dass jeder eine Fabrik eröffnet oder erweitert, 
wenn er nicht zu gleicher Zeit für die Tiohnungen der 
Leute sorgt, die'er einstellt. Es rüssten den Leuten die 
uen wollen niedrig verzinsliche Darlehen gegeben 
werden, dann wäre die Wohnungsnot in kürzester Zeit 


behoben. 
Kiefer (Z.): 


u rn 2 


2. wer 
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Kiefer (Z.): | | 
wir sind an den wichtigen Punkt angelangt 
wie die \.ohnungsn + in Saargebiet praktisch beseitigt 
werden kenn, Ich ımss hier auf Verschiedenes hinwei- 
Sen. 
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l. „je kann die lohmungsnot beseitigt werden, 
5 238 .s T r aan N" TH. “ nr: 
2%: \ı12 können den Weuschen Gie Mittel zugeführt 
werden, wenn die Iiets erhöht wird. 
Das ist nicht die Schuld des Landesrates, sondern die 
Schuld ler Regierung. Die Not der Altpensionärs ist 
derart angswachsen, dass die Hegeimng der Wets diese 
Kreise ar meisten trifft, weil die Regierung nicht 
rechtze:.tjg zingriff. Die frühere Bergverwa.tung hat 
den Bersleuten zu den Besitze eines Eigenheins durch 
die Hergabe unverziuslicher Dariehen gehoifen, Nach 
den Kriuge hat man dies nicht nehr £etan und die Berg- 
leute konnten nicht uehr nachkornen,. Täe Bergverwal- 
tung hätte auch dann den Spartrieb unverstützen sollen. 
Sie isiı Cazu übergegangen, durch den Bau von Berg- 
werkswohnungen der Not zu steuern. Sie behält sich 
aber das Verfügungsrecht vor, und es kann eine furcht- 
bare Gsfahr heranwachsen, dass die französische Berg- 
werksverwaltung jederzeit in der Tage ist, landfrende 
Leute hereinzunehnen, Es müsste dazu übergegangen 
werden, dass die Bergverwaltung genau wie Xrüher den 
Trieb zur Bauan durch die Hergabe von Darlehen unter- 
svitzt, Dann wird alligenein der Wohnungsnot gesteuert, 
Die Kisenbehn, die such einen grossen Teil Minscheu 
beschäftigt, hat zur Linderung der liohmıngzsnot nichts 
untorvomnens 35 Lüssten Dienstwohnungen erbaut; wer- 
den, und den leuten der Bau einss Eigenheins srmög- 
Licht werden, Ich möchte betonen, dass nan möglichst 
bestrebt sein ımss, das Wohnunzsneubawsesen zu för- 
dern, Auch. die Grossindustrie hat früher sehr viel 
auf den Gebiet geleistet. Men müsste auch versuchen, 
gen Paul stigen Gas Bauen zu erisichtern, inden man 
ihnen das Baugelände billig abgibt. Es gibt viele 
Wege ‚ wie der Wohnungsnot zu Leibe gerückt werden 
‚ kann. | 
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Be? der Festsetzung der Miete muss be- 
rücksichtigt werden, es gibt euch arme Hausbesitzer 
ebenso Arne in den Kreisen der Mieter. Es gibi_grosse 
Kreise die Not Leiden, andererseits gibt es solche, 
die ganz gut eine erhöhte \üLete tragen kömnen. Wir 
zrissen den Mittelweg gehen, Wenn von der Zwangswirt- 
schaft geredet wird, dann dürfen wir nicht vergessen, 
dass die Zwangswirtschaft solange bestehen bleiben 
muss, als die Wohmungsnot besteht. Ich ımss aber auch 
den [Hetern sagen, dass es unerhörtvist, dass es 
Meter gibt, die 80) und nehr Franken haben und zahlen 
of) Centines Miete. Dann möchte ich den Verrietern sa- 
gen dass sie das Recht haben, sich einen Mieter unter 

herauszusuchen, dass sie aber nicht irner den heraus- 
suchen, der an meisten zu bieten in der lage ist, \ir 
ER eine Basis finden,, die beiden Teilen gerecht 
WiYCo 


Petri (SP. }t 
; Meins Danen und Herren ! Unter dieser 
&rtikel versucht nen den Ausnahnezustand zu schaffen 
wie bisher. Wir können den nicht beitreten, dass man 
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den Garnisontruppen, Offizieren. Unterufiizieren, „u- 
:estellton und Deanten der Regierungskor: ission die 
reiwerdenden \i/ohnungen bis Juli _ 1923 freihalten soll. 
Das Mli;är hat kein Recht noch \änger im Saargeblet 
zu verwsilen, dass man dies jmmer wieder in d-.e Ver- 
ordnung mit einbezieht. Das Militär soil rach Hause 
ziehen, n Frankreich wird es freudig begrüsst werden. 
wir brauchen keine Soldaten und steilen uns auf den 
Standpunl:t des Friedensvertrages. \ir müssen dies ab- 
lehne&. Das ist schon in Artikel 6 des _Komnissions- 
en+twurfs gesagt, betreffend der Angeste_iten urd e- 
amten der Regierungskommission. Die Regierung verlangt, 
dass ihre Liegenschaften ausserhalb des Entwurfes _ 
stehen. Das ist ein Zustand, der unhaltbare Verhältnisse 
herbeiführen kann. Wenn sie beabsichtigt, die \iohmungs- 
not zu lindern, dann soll sie auch bauen, 


Röchling (L,V.): 


‚ Meine Damen und Herren ! Es scheint 
miv, als ob wir wieder etwas in die Generaldebatte 
hineinsänen, Ändersrseits ist es nicht verwunderlich, 
dass immer wieder die Grundsätze hier zum Ausdruck 
kommen, die die ganze Devölkerung bewegen, von denen 
sie das Heil erwartet, der Beirelurg von der hohnungs- 
not. Der erste Grundgedanke ist, dass wir das fIranzö- 
sische iElitär los sein wollen, Finmal steht es im 
Widerspruch mit dem Vertrag von Yersailles, dann aber 
nimmt &s uns die Wohnungen weg. In Völklingen haben 
wir offiziell kein französischss \Eii?är, aber dafür, 
französische Gendarmerie. Die französische Gendarmerie 
nimmt das aite Pfsrrhaus in Anspruch, in dem eine 
grosse Zahl von Wohnungen zur Veriügung sind: Alle Be- 
mühungen diese Gendarmerie los zu werden, waren bis- 
her vergebiich. Ich frage, was tut eine Tranzösische 
Gendarmeris im einem Ort, in dem nicht einmal Tran- 
Sösisches Militär ist ? Die iranzösische Gendarnerlie 
er doch nur als das Anhängsei des französischen l\i- 

itärs und hat keine Befugnisse der Zivilbevölkerung 
gegenüber, Hier ist eine Zute Gelegenheit für die Re-. 
gSierungelommission, einen Zustand zu beseitigen, der in 
Jedem Siuns ungerechtfertigt 135. ine weitere Fra e 
ıst die - und das 16% wohl die wichtigste - wie ist 
es möglich, Gem Wohnungselend zu steuern ? Das l\ioh- 
nungselend ist ein Ber, katastrophales, Wir haben 
in Völki’ngen eiwa 800 Familien, die nach Wohnungen 
suchen, Die Zahl der Familien die zusammengedrängt 
sind auf ganz kieine, auf einzelne Räume, ist ausser- 
ordentlich gross. Wenn da_ nicht etwas ernsthaftes ge- 
schieht, so können die ailerschliumsten Folgen ein- 
treten, Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf einen 
Zustand aufmerksam machen, \lir haben die ausserordent- 
liche Verschlirmerung unserer Verhältnisse einer 
ganzen Reihe von Gründen zu.verdanken. Ein Grund ist 
ggenzells euch der, dass eine grcsse Zahl von Fani- 

ien hier wohnen bleibt, deren Ernährer ausserhalb ar- 
beiten. Dep =30et daran, ‚dass in benachbarten Iothrin- 
gen die \lohnungsverhältnisse vielleicht ungünsti 

sind, vor allen aber die Wohnungen dort sehr vie 
teuerer sind, Geht man dazu über, wie es hier geschehen 
ist, jedes wirtschaftliche Gesetz nit Füssen zu treten, 
so müssen notwendigerweise die schwierigsten Verhält- 
nisse daraus entstehen. liir haben hier sehr niedrige 
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Mieten, gegenüber den hohen Micten in der Nachbar- _ 
schaft. Die Folge ist, dass jeder hier bleibt, wer hier 
bleiben kann, und dass jeder die \iohnung innebehält, die 
er innebsnalten kann. Das sind vollkornen abnorme Zu- 
stände, Ich weiss, dass in Metz eine grosse Zahl. von 
Wohnungen ıeer stehen, und hier sind die Wohnungen über- 
füllt. Das sind jothringer und alle möglichen leute die 
hier wohnen bisiben, an denen wir kein Interesso haben, 
Es ist also eine dringende Notwendigkeit, eine starke 
Steigerung der Mieten herbeizuführen. Die Steigerung 
der Mieten, die hier vorgesehen ist, wird etwa jetzt | 
auf das 60 - 80fache konnen. Ich glaube nicht, dass eine 
derartige Steigerung Zenügen wird, uu die Möglichkeit, 
in vollkounen ZLreien Iarkt \lohmungen zu erstellen, wie- 
derherzustelien, Wenn Sie bedenken, dass die löhne un- 
gefähr auf das Tausendfache des Friedenswertes Ba goR 
sind, mehr sogar, es wird nir eben zugerufen 1500fache, 
wenn nan dengegenüber eine Niete Eu? das 6(--S50fache 
des Friedensvertes stellt, so ist das in Verhältnis noch 
so wenig, dass da auf den freien \lohnungsnarkte noch 
nicht in genügenden Nasse \iohnungen erstellt werden kön- 
nen. Es wird. also dabei bleiben, fürchte ich, wenn wir 
nicht weitere _Nassnahnen trefien, dass auf diesen liege 
dem \/ohnunzselend nur in sehr unvollkonnener Weise ge- 
steucrt werden wird. Ich nehne an, dass die ri = 
Steigerung der Nieten gerade genügen wird, un die In- 
standhaltunz ger H£user durchzuführen. Iae bisherige 
Unrtsrhaltun? der Häuss war derartig schlecht, derartig 
u gdn ‚„ desse die Bäuser eben auf die Dauer nicht 
erhalien werden konnten, So geht es also nicht. 

“ Ich möchte glauben, dass mur ein usweg damı 
führen kann, jedanfalls der, dass die Mieten sehr viel 
stärker gssterger* werden, als dies hier vorgesehen ist. 
Es miss natürsjicn ein "tegengewicht in anderer lleise ge- 
schaffen warden, etwa in der Weise, dass für die not-- 
leidenden Kreiss aus diesen gesteigerten Mieten eine 
Rücklage innerhalb_jeier Gemeinde Zenacht wird, aus der 
die Mieten dieser Ieute ermässigt werden können, also 
ein Gedanke, den Herr Kiefer wohl eben schon angedeutet 
het, Er scheint mir durchsus wert, dass nan ihn nach- 
ak Wir werden sonst nicht in der Lage sein, das 
(ohnungselend wirklich wirksan zu bekänpfen,. Eine zwei- 
te Seite ist die Kapitalbeschaffung, Ich habe vor den 
Kriege jedes Jahr hindurch els leiter der Völklinger 

ugenossenschais cine ganze Anzahl Häuser _erstellt.Das 
Geld bekansn wir zum grossen Teil von der Landesver- 
Ssicherungsanstalt der Rhoesnprovinz, Diese Geldueile 
ı1st uns leider heute versie&t, Es rächt sich auch hier 
wieder, dass die Regieruneskomnission durch ihr R- 
streben, alles Leben zwischen uns und Deutschland zu 
zerschneiden, auch die Beziehungen zur landesversiche- 
rirssanrtalt aufgehoben hat. Hätten wir diese Beziehungen 
noch, so wärde uns heute diese Gelö:melle nicht vers! :;: 
seine .E5 ist jedenfalls nicht mehr wie recht und b3ll:g, 
Gass, wenn uns schon auf der einen Seite die Geldmel- 
jen verschlossen worden sind, die Regierungskonnission 
neue veldguellen aulinds, un die Bautätigkeit zu Zördern. 
£S wirc nir eben zugerufen " ohne politische Hypotheken! 
Dieser Gelanke is; selbstverständlich in jeden von uns 
wech, Wir wollen von der Rente keine Geschenke haben, 

S% 
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nicht bald etwas ernsthaftes geschieht, so wird der vor- 
liegende Entwurf, den wir heute zu beraten haben,eine 
Arbeit sein, die manches regelt und erleichtert, was 
uns heute bedrück*, aber die Grundfrage, die Schaffung 
neuer \lohnungen wird nicht geregelt sein, und das ıst 
meines Erachtens die Hauptsache. Leseitigung also der 
Leute, die hier \/ohnungen unnötigerweise in ünspruch \ 
nehnen und Schaffung neuer \iohnungen sind die beiden N 
Heuptgesichtspunkte, und für den letzteren ist es beson- ’ 
ders wichtig, Steigerung der Nieten soweit, dass nan ‘ 
aufgrund der gesteigerten Mieten in der lage ist, neue # 
Wohnungen zu erstellen und zweitens Ernässigung der 
Mieten für die Notleidenden aus den \ietserträgnissen 
und drittens Bchaffung neuer Geldquellen in ausreichen- 
den Nasse zu billigen Zinsfuss. Das scheinen nir die 
Hauptgesichtspunkte zu sein, von denen wir ausgehen 
müssen. Rechnung getragen ist diesen Gesichtspunkten 
nur in beschränkten Nasse. Ich glaube nicht, dass es 
zwecknässig ist, etwa auf diese Gründe hier die . 
Verordnung zurückzuhalten, sondern wir müssen unbedingt 
Wert darauf legen, dass diese Gesichtspunkte bei der 
nächsten Gelegenheit wieder aufgegriffen werden. 


Reinhard (KP.): | 
Ich wollte eigentlich zu dieser Punkte 

nicht nehr sprechen, aber ich zuss die Wahrnehrung na- 

chen, dass man iimer wieder von Seiten der Herren 

Unternehner versucht, Sachen in die Wagschale zu werfen, 

an denen man. schon in den Konmnissionssitzungen ange- 

hekt hatte, Die Ausführungen des Herrn Röchling be- 

weisen wieder, dass nan absolut darauf hinausgehen will, 

un die gewerkschaftlichen Führer aus den Saargebiet 

zu beseitigen. Meine Herren, der vergangene Streik auf 

der Hütte ist uns noch allen bekamnt, wo der Herr Röch- | 

ling so gut deutsch war und hat alle die Vertrauens- 

leute, die dort tätig waren, die nichts anderes getan | 

haben als die Interessen ihrer Klassen zu vertreten, | 
| 
| 
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rücksichtslos auf die Strasse geworfen. Und diese Leute 
mussten dann notgedrungen im Ausland Arbeit suchen. 
Heute will man dazu übergehen und diese Leute dazu zu 
zwingen, dass sie auch in Auslande wohnen. Das ist das- | 
a Herr Röchling will, wenn er sagt, es muss 
unbedingt eingeführt werden dass die Arbeiter die 
nicht auf einen Werk beschäftigt sind, aus diesen Werks- 
wohnungen hinausfliegen sollen. Ich weiss genau, was | 
hier gespielt werden soll, und ich glaube auch nicht | 
dass die Vertreter der Zentr Bpartei in diesen Punkte 
nen entgogenkormen werden. ( uf Suehläng: "Die sänt- N 
lichen Leute wohnen in Völklingen und arbeiten in Völk- | 
ingen".) Sie haben nicht gesagt,dass Sie sie hinaus- . | 
Schmeissen werden aus der Arbeitsstätte. (Röchling; Die | 
Sind freiwillig gegangen,die nach Lothringen gegangen 
sind. t hier eg von schwarzen Listen ge- | 
Sprochen. Ich behsupte,dass auch hier bei diesen Zuten 4 
Geutschen Unternehniern schwarze Listen bestehen,speziell # 
sind es die Vertrauensleute,die unserer Richtung ängehd- # 
ren,die man hinauswerfen werfen will. Bedenken Sie,wenn E| 
Sie die Leute wwingen,nach Lothringen zu gehen, JARE sie | 
less sie dann 
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dann euch wieder dort hinaus fliegen,und 


ihre Kohnungen auf den Mont oder auf den Mars suchen 4 
gehen müssen. \ias nun die Frage der Beschaffung von loh- # 
nungen anbetrifft,ca hat Herr Kiefer cin &kispiel ange- 4 
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führt, wie es früher die Bergverwaltung genacht hat. ! 
Ich möchte davor warnen, dass wir in dieser Richtung 
etwas unternehnen. Es kann kein Vertreter der Arbei- | 
terkreise diesen erustlich näher treten. Glauben Sie 
ja,neine Herren, die französische Dergverwalturg ist, 
Senau so schlau wie die preussische. Nan wird dann die 
wirtschaftlich Schwachen zwingen. den wirtsshaitlich 
Starken zu gehorchen. Wenn wir die lohmungsnot beheben 
wollen, dann wollen wir nal an den Desitz herantreien 
und wollen ihn abnehnen, was er sich auf Kosten der 
Arbeitnehmer erworben hat. Wir bedauern, Cass die Ver- 
hältnisse bei den Unternehnern inner so schlecht sind N 
aber ich kann Ihnen versichern, bei der Arbeiterschaft 
sind die Verhältnisse noch viel schlechter, N 

Die Regierungskomnission hat verboten zu bauen, h 
nan gestattet es gamicht. wir soll nun die \WWohnungs- H 
not behoben werden ? Nan sagt weiter, drss Geldnittel 
nicht zur Verfügung stehen, _isher ist es gegangen. 
Man hat Kriege geführt, Milliarden verpulvert, aber 
für liohnungen ist kein Geld aufzutreiben. Ich bin si- 
cher, wenn norgen ein Krieg sollte geführt werden, hät- 
ten alle Staaten Geld. Wir sitzen auf den Reichtünern, 
auf Kohlen und Eisen. Ich glaube nicht, dass wir keinen 
Kredit hätten, Wohnungen zu erstellen. Ich glaube, die 
Herren sollen in dieser Hinsicht Anregungen und Lei- 
spiele geben. Die besitzlosen Klassen haben inner ge 
zeigt aprer zu bringen, Ich bitte nochnals dringend, 
die Sache abzulehnen. 


Helfgen (K.P.): 

Der Artikel 8 des Regierungsentwurfes sagt 
auch wieder den Deanten und Angestellten eine Vorzugs- 
alane zu. Wir lehnen dies ab. Es wurde gestern ge- 
nügend daruuf hingewiesen, dass das Militär in Saarge- 
biet überhaupt keine Daseinsberechtigung hat und wir 
haben nich‘ unteriassen, die Regierungskonnission darauf 

nzuweisen, dass es beseitigt wird. Die Gemeinden lei- 
den derartig unicer Me BR ZunE, dass der \lohnungsbau 
ernicht cin Nütiel sein kann, die \lohnungsnot zu lin- 
lern, So stark die Wohnungen entstehen, werden sie auch 
inner wieder weggeschnappt durch das Militär oder die 
Zentralwohnungskornissıon. 1920 hatte Dudweiler 1050 
wohnungssuchende Familien. Trotzden die Grubenveraltung 
ca. 200 Werkswohnungen erstehen liess, ausserden noch 

rivatwohnungsen gebaut wurden, haben wir heute in 

Dudweiler 1400 Vlohmangssuchende zu verzeichnen, Wie sol 
das geändert werden. Wenn heute ein Haus gebaut wird, 

on man morgen Nilitär einziehen sehen. | 

las die Zürgerneister betrifft, dass di.‘ 
Vorsitzende DE mIBSREOL GL ÄnnEnkormisgion sein £c.- 
len, nöchte ich sagen, dass_der lürgerneister ein Ür- 
gan Er Muigren 18t. Die Regierung brauckt nur zu 
winken c_der lürgerneister tut was verlangt wird, 
Diese Verhältnisse müssen aufhören, Es ist Sache ces 
desrates, iumer wieder darauf hinzuwirken, damit 

etwas auf diesen Cebiste abgeiindert wird. Es ist sksn- 
rg. dass zan feststellen mıss, dass ein Schulhaus 


Syyaag ayasıyd m+bousrs uay>2n4ıg400S H7 


FW Peg 


Alossen beiort is“ nit i3 Mann Wachkonnands. j 
(Zuruf 2nerüsr:" las bernchen dem die da !") Durch | 
ie Verun s,e..tung des Geländes, welche durch die Zer- I 
störungswi: dar Trupven herbeigeführt wurde, sind IÜ 
Wtlionen larx erforderlich, un es zu renovieren. Ich 
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habe noch nicht ‚gesahen dass man in derartigen Ge- 
bäuden die Dedü nisanstalten der NMennschaften an- 
statt in den Hof auf den Speicher gencht hat. Die Ge- 
meinde is* wirklich nicht in der lage, die Mittel für 
die Reparaturen aufzubringen. Es ist Aufgabe der Re- 
ierung, dass die geschädigte Gemeinde zu ihren ielde 
ont. Das Geld auch für die Errichtung yon Oifiziers- 
wohnungen. Auch in diesen Fällen konnen Ungehörigkeiten 
vor. Dass für einen Offizier,dessen Fanilie bestand 
aus 2 bis 3 Personen, eine \iohmung zit 8 Räunen be- 
schlaenahnt worden ist, während andere Farilien nit 
9 — 10 Köpfen in einen Zinner untergebracht sind. Hier 
kann man von einen .iohlwollen der BER erNBE überhaupt 
nicht nehr sprechen, Der Gesichtspunkt, die Schaffung 
neuer lohnungen muss gefördert werden, Hoffentlich 
bleibt die Regierung nicht auf den Verbot bestehen, 
dass die Gemeinden nicht aus eigenen Nitteln bauen 
dürfen. Ich nöchte auch, wenn hier angeführt wurde, 
dass die Geldquellen verschlossen sind, darauf hin- 
weisen dass öben der stärkste Unternehner, die Lerg- 
werksvörwaltung es unterlassen hat, den Geheinden 
einen Teil ihrer Gewerbesteuer als Vorschussleistung zu 
zahlen. Die Regierung muss die’ \lohnungsnot lindern _ 
und Geld geben und den Gemeinden unter die Arne grel- 
fen. Wir haben jetzt wieder von 1400 Wohnungssuchenden 
340 , die sich zun Bauen gemeldet haben, aber niemand 
weiss, wo die Mittel herkonnen sollen. is ist Aufgabe 
er negierung, Geld zur Verfügung zu stellen, Mur 
urch die Schaffung neuer Wohnungen kann etwas Er- 
spriessliches geleistet werden. 


Schw1l1 (H,u.Ll.): 


Wir haben zu diesen Artikel folgenden 

Antrsg zu stellen, Neben der Liste der er 
den ist eine besondere Liste für dringende Fälle zu 
führen, Ich halte es für BIeHbIn, in der Verordnung 
festzulegen, dass die DBeanten ohne weiteres auf die 
Liste der dringenden Fälle gesetzt werden, Ich stehe 
auf den Standyunkt, dass jeder Staat das Ledürfnis 
eben muss zunächst, re Deanten unterzubringen. 
erner stehe ich aur dem Standpunkt, dass das saarlän- 
dische Beantentun nicht so schiecht ist, wie eg hier 
gemacht wird.Nan verlangt nit Recht, dass die Deanten- 
stellen nit deutschen Deanten besetzt werden sollen, 
dann darf man nachher auch nicht nit Steinen nach den 

anten werfen. (\ Zurufs Das hat keiner getan !). Meiner 
Ansicht nach ist es eine ausserordentlich schwierige 
Aufgabe, die zeantengtellen in saargebiet Euasut Tan. 
Die eanten sind selbstverständlich von der Regierung 
in den Unfange abhängig, wie es in jedem anderen 
Dtaate der Fall ist. Sehen Sie nur nach Deutschland 
inüber, wer sich heute. dort nicht fügt, der wird 

ırzer Hand an die luft gesetzt. Es ist dort eine Ge- 
ninhtugein kann. Jeder eg N ur schlinner 

. Jeder Deante ist eben bis zu einen 
Er seh Orade ab ngig. Und, wir sollten den Deanten 
enkbar sein, wenn sie hier in Saargebiet die Beanten- 
stellen einnehnen, die meiner Ansicht nach nicht immer 
car ed sind. Die Kritik, hier geübt wird, 
- o ellalle zZ ) 

ich nicht für an Platze. EN AIEENENUNCOEIN OBERE 
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Dann stelle ich weiter den Antrag, dass den Hausbe- 
sitzern bein Vernieten 5 Mieter vorgeschlagen werden 
müssen. Die Vorlage sieht nur 3 Vorschläge vor. Es ist 
dies eine Verschlechterung inbezug auf den bisherigen 
Zustand, und ich neine, wır wollen keinen ltückschritt 
nachen, wir wollen weiter vorwärts _schreiten in der 
Deseitigung der Zwangswirtschaft. Ich stelle also_den 
Antrag, die Zahl 3 durch 5 zu ersetzen, Dann stulle 
ich ferner den Antrag, den Passus zu streichen, der 
lautet: In dringenden Fällen kann die \lohnungszutei- 
lungskonnission den Eigentüner oder Verfügungsberech- 
tigten unnittelbar einen Mieter zuweisen. \as es heisst, 
eine Zwangseinquartierung in Hause zu haben, wissen 
diejenigen, wo französisches Nilitär zwangsweise in 
die llohmung BunS Best worden ist. Und, meine Danen 
und Herren, es ist nicht viel anders, wenn nan einen 
Mieter, wenn os auch ein Deutscher ist, zwangsweise 
in eins liohmung hineinlegt, in die er absolut nicht 
asst und wenn er den Vermieter absolut nicht Es lit, 
Zuruf; Das ist doch ein zienlicher Unterschie 1) 
und den Hausbesitzer drangsalieren kann wie er 138. 
Dieser Zustend ist geradezu entsetzlich, und diesen 
Zwang wollen wir nicht mehr haben. Dort, wo es dringen- 
de Fälte gibt, soll die Gemeinde für Unterbringung 
sorgen. Es haben fast alle Gemeinden Häuser ge aut.Da 
soll nan sagen, solche Mieter, die sich nit den Haus- 
besitzer Be, verteasen haben, die werden in die Ge- 
neindehäuser hineingelegt. 
en Noch ein Wort zu den Ausführungen des Herrn 
Röchling. Ich verstehe Herrn Röchling sehr gut. Der 
Kern t seiner Ausführungen ist der, dass Wohnungen 
erstellt werden sollen für die Grossunternehner, ‚auf 
sten des Mttelstandes, auf Kosten der Hausbesitzer. 
went ing: Gar keine Rode davon !) Sie haben ja selber 
esagt, dass Sie sich früher das-Geld von der Landes- 
asse beschafft haben und auf diese Weise Häuser er- 
stellt haben, Heute wollen Sie etwas ähnliches machen, 
inden Sie einen Rücklagefonds schaffen wollen, Aus 
den höheren Misten soll dieser Fonds gegründet werden — 
nach Ihren Ausführungen - und danit sollen Wohnungen 
ebaut werden, un die Arbeiterschaft unterzubringen. 
so auf Kosten des Mittelstandes, sollen die Gross- 
roduzenten für ihre Arbeiterschaft Wohnungen bekommen. 
as ist der Kernpunkt Ihrer Ausführungen, Ich glaube, - 
Sie da wenigstens richtig verstanden zu haben. Aber 
ich appelliere noch an en kaufmännischen Sinn. Die 
Röchlings sollen ja recht gute Kaufleute sein. Können 
Sie sich denken, dass ein solcher be ia ag > u Je 
und die Verwaltung eines solchen Fonds ein rentäbles 
Geschäft ist ? Ich sage _nir, der ganze ApDs> kostet 
wahrscheinlich nehr ,„ als an höheren Mieten an diesen 
Apparat abgeführt werden. \ir, die wir nitgearbeitet 
h&äben bein Wohnungsbauverband, wissen, was es heisst, 
eine solche Sache zu verwalten, welche Schwierigkeiten 
es nacht, nit öffentlichen Mitteln Häuser zu bauen, 
Also Herr Röchling, machen Sie uns wirtschaftlichere 
Vorschläge, wie nan neue Häuser errichtet. Bin Vor- 
schlag wäre der, wenn Sie die Finanzierung dieser 
Häuser selbst in die Hand nehnen würden. Allerdings 
rüssten Sie die Kapitalien dann selbst beschaffen, 


Vorsitzender; 
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Vorsitzender: ar 2 
Die letzten Ausführungen haben Anlass ge- 

OB: dass sich noch 5 Hedner zun \ort geneldet 
‚haben. 


Packs I N)a ix: ' a na: | 

RR cher Danen mn Herren! „ir a ee Frage 
er woncderlisto. Tür Jeante auch ın Cer KONNISSION 

geprüft und haben sie abgelehnt und zwar deshalb, | 

weil wir uns auf cen Stanlipunkt gestellt haben; | ı 

Giei.ches itecht für alle. \lr haben auch Cie weiteren 

ed ang ng ee Fur Se, 0 
angestellte ın Ollent.lic en YIcust usw. , Sestrichen, 

weil wir uns sagten, der vang des Verfahrens 

ist folgender; Jeder hat auf das lürgerneisterant 

zu gehen und dort seinen Antrag zu stellen, ‚der Dean- 

te so gut wie jeder andere auch. Und dann wird selbst- 

verständlich das Dürgerneisterans Cie vorgesetzte 
Dehörde ohne weiteres befragen, ist Cieser Fall drin- 
gend oder nicht, Die vorgesetzte Dehörde wird ent- 
sprechend Auskunft geben, und dementsprechend wird 

er von der lohmungszuteilungskornissiön behandelt. 

Es liegt kein Anlass vor, hier eino Sonderliste ein- 

ühren. Sm Be ERBE ge pe u > „eute 

‚zur zuswahl, so ist darauf Tolgendes zu erwidern, 

wir sind zunächst auch für die Zahl 5 eingetreten, 


sind aber später davon abgekornen, weil wir generkt 
haben, dass. diese Zahl nicht akzeptiert würde. Auch 
kann die Zeit eintreten, dass sich die Zahl 5 nicht 
ehr zusammenstellen \össt und die lü rgensisterän- 
ter nur noch 3 \ohnungssuchende haben, denn köunten 
die nicht untergebracht werden, weil der Veriieter 
sagt, ich will Fünf haben nach deu Gesetz. „ix haben 
deshalb nichts mehr gegen die Zahl 3 einzuwenden. 
wir sind dann den Vermieter nach der Richtung hın 
entgegengekomnen, dass wir ihn ein Vorzugsresht für 
seine Fanilienangehörigen eingferäunt haben. Die in- 
teressen der Verlieterschaft sind in dieseu Punkte 
ausreichend gewahrt, 


Kratz (2.): 
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Zanächst russ ich die Ausführungen des | 
Kollegen Helfsen sehr warıu unterstützen. Wir haben 
in Neunkirchen ähnliche Fälle, wie er sie schilderte. | 
Irotzden bei uns mur ein Wachkoimando liegt, hat man | 
es noch nicht für nötig befunden, das 2achschulhaus, | 
unser schönstes und geräunigstes Schulhaus, seiner 
jestirzung zu übergeben. lan hat den Stadtrat ver- 
gayaltist, dass die Turnhalle besetzt bleiben dürfe. 
nter dieser Jedingung wollte _ran das Dachschulhaus 
räunen, Heute steht aber das Lachschulhaus noch nicht 
zur Verfügung. Vias die Ausführungen des Herrm Scholl 
anbelangt, so muss ich feststellen, dass von Angrif- 
Ten gegen die Saarbeanten gar keine llede sein känn. | 
Aber es steht Herrn Schimoll sehr schlecht an, die 3 
‚garten in Schutz zu nehnen, wenn ich nir vergegen- 4 
wärtige, dass er in der Zentralwohnungskormission E 
forderte, dass entlassene deutsche Deauten vor die | 
e gesetzt würden, und deren Fanilien ebenfalls | 
vor die Türe gesetzt würden, und dass Dampf dahinter | 
gemacht werden nüsses | Schnoll; Das ist &ine nieder- 
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trächtige 





trächtige lüge_!) ( Vorsitzender: Ich nehme an, deye 
n*. nicht dea Herrn Abg. Nvatz damit gemeizt hab en 
igt so behauptet worden, und sogar wörtlich soll 
6 Tcaserung stimmen, dass lampf Gahinter gemacht 

ern wisse, Je ist dema.s keia lÄderruf darauf ge- 
foigt, infolgsdessen bin ich berechtigt anzuuehnen 
dass der Tatkestaxd richtig engageven war. Was die 
Besmtenrohnuagen anbelangt: E0 ist m Hudsuscer, 3838 
ein solcher Bedarf besteht, einmal durch deu unge- | 
heuerlichen Bsaite aupparas: dena curch dep Jnut&nd, | 
dass die Eisenbahn, a Js zweitstärkster Jrvsitgeder | 
im Saargobiet, ©S Aroht für n 28 hält, zu bauen. 
Anstatt, Eh grossen eitationer \e_wäre gs besser 80- # 
wesen r Schmall hätte eire äänliche Be gerung | 
tn. wie es Herr Röchii 1n8 schon getan hat. Ich 
muss enerkennen, Üs35 er vor IJıich vorgsgangen Ist 
als Arbeitgeber, und dass 4 echebiiche Tasten auf 
sich genonnen hat, Ür hat Nuterialien zum Bausa an 
die Baugenossenschaf+ in Velklängen abgegeben, und 
zwar weit unter Seibstkostenpreis, und hat So, das 
Streben der Arbeiter nsch e;tem Mugenneit weitgen hend 
unterstützt. Zum Schlusse. Wss üie Fassmag des on. 
missio asgc hmzteg anhetri°f* in 80 stehe ich auch auf } 
dem Standpunkt, dass wir hier_e2 n Vorzugsrecht „gen. ' 
Beamten nic! st einräumen. Die hagıerung konn unk andere 
Weise für dia Beanten sorzeu., ie Bea ser. Lehnen ali- 
gemein, werigstens ihre Führer, Leh nen ein Suncer- 

rivileg &5, das sie mit den Interessen der Bevöl- | 

erung in Widerspruch bringt. 1 


Schmelzer (LV; )s } 
Meine Damen und Herren! Herr Schmoll 
hat behanntet, die Baamien seien nit Steinen geworfen 
worden, [iss heruht nicht auf Tatseche. Ich möchte 
BOSEHme. s unterstreichen, dass hier von FE ER 
auf dis Kanten keine Rede sein k&0one us wurdse zur 
rg t, dis Bürgermeister Sind nicht mehr unabböngig. 
anten werden Herrn Sell keinen Dank wissen, 
dass ” ibre Abhen gigkeit vertritt. Diese sind im 
egenteil der ‚Meinung, dass sie früher ‚Ynabhängi ceit 
hatten, die sie jetzt garloren haben. (Sehr richtig!) 
eh hätte mich nicht gewundert, wenn ich die Aus- | 
Führungen von einsn Vertreter der kommunistischen 
Partei gehört hätte, | | 
. 


2 
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Martin (2): 
Ich habe mish zum Hort emeldet, weil 

Herr Schmoll von dem Angriff auf die Beamten Bespro- i 
chen hat, Es ist nur behauptet worden, dıse Beanten 
seien abh&nzig von ügr Pegierung, Die Besmten sind 
damit nicht angegriffen worden. ich meine, die B- 
dene der Beanten ist auch überflüss: ı8. Dle Sscha- 

nen bei der Bevölkerung Jeh habe folgundes an 4 
eigenen Leibe erfahren:_Ich war bei. der Stadt Jaa | 
brücken und habe mich als liohmangesu: chender ange moldet, 
dann kam von dem Zenträlvohungezonmission die Mel- 
dung, die wohnungssuchergen lehrer müssten sich auch | 
bei Ihr Are ragen lassen. Die Hegierungskomission 4 
yore? aber mur für die frouiländssehgn Beamten. Die Ei 
Zentralvohrungskomuission sagt, die Stadt muss Ihnen | 
eine Wohmung suchen, die St: nt sagt, die Regierung 


kW PWoZ 


sucht i 





Schw1ll (H.u.L.): 


Petri 


217 
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sucht Ihnen eine Wohnung. Also ich meine, die Sache 
ist klar, eine Bevorzugung für deutsche Beante gibt 

es nicht, Selbstverständlich, wenn einer versetzt 
wirc, 15% sein Fall der dringendste, Jexr borücksich- 
vis: werden muss. Herr Schucli, die Rode, dıe Si 
gehalteı haben, hat ihnen mehr Seschadst als der Sache 
Zenützt. 


Nur ein paar Worte, Was die Ausführungen 
des Abe. Schmelzer anbelangt, kann ich begreifen, 
dass ihm meine Ausführungen nicht gefallen. ich hätte 
mich ausserdem gefreut, weun Herr Röchling etwas ge- 
antwortet hätte. Der Ton der Kommunisten 1st übrigens 
nicht so übel; meiner Ansicht nach hat z.B. der hörr | 
Abg. Reinhard ein wohlklingendss Organ, (Lachen. 


(S.P.): 

Durch die Ausführungen des Herrn Schnoll 
sind wir zu der Erkenntnis gekornen, dass wir nicht 
nur zwei Vertreter der Regierung haben, sondern drei. 

hat die Regierungsvertreter ihrer Aufgabe entho- 
ben, Ich habe niemals gehört, dass_jenand den Beanten 
Schlechtigkeiten vorgeworfen hat, Dass die Abhängis- 
keit der Beanten gekennzeichnet wurde, ags muss bel 
einer solchen Vorlage geschehen, wo dic Regierungs- 
Konnission ein Vorzugsrecht verlangt, Eine Liste, 


' wie sie Herr Schmoll wünscht, kamn nicht gebilligt 


werden,, #s konnt ‚aufgrund dieser doch nicht der an, 
dıe Reihe, der die schlinnsten Zustände hat. Was die 
Baulust angeht, ich stinne nit Herrn Röchling nicht 
überein, an allerwenigsten nit Herrn Schnoll, nit 
den Mitvein der Höchstriete. Die Hausbesitzer bauen 
nicht allein, andere leute wollen auch bauen, Tüie 
Privatleute sind in Bauen zurückgeblieben. (Zuruf 

des Abg.Schnelzer: Weil sie so wenig Miete bezahlen! ) 
Wie das geregelt wird, darüber werden wir uns noch 
unterhalten, 


Vorsitzender: 


‚ Herr Abg. Schnoll hat beantragt, zu 
Artikel 8 hinzuzusetzen " Neben der Liste der loh- 
nungssuchenden ist eine Sonderliste zu führen ". Wer 
ist für diesen Antrag _? 2 Stimmen dafür, alle anderen 
dagegen. Her ist für den weiteren Antrag _: Der Vor- 
sitzende schlägt en Meantüner oder Verfügungsbe- 
rechtigten 5 und nicht 3 Mieter zur Auswahl vor ? 
Stinnen dafür, alle anderen dagegen. Die beiden 
Anträge Schumoll sind sonit abgelehnt. | 
| Für die Streichung des Artikels sind 
2 Stinren. | 
| Her den Artikel 8 aminnt, nöge sich 
erheben, Angenoinen nit allen gegen 2 Stimmen. 


Schluss der Sitzung 1 Uhr 15 nittags. Beginn der näch- 
sten Sitzung 2 Uhr 30 nachnittags. 
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Aeht vom 6.12.22. 


Vorsitzender: 


Fuchs 


| 


23 ri. 


Nachuittagssitzung. 


Beginn 2 Uhr 45. 


Wir fahren in unserer Beratung fort und 
konnen zu Artikel 9: | 

‚ Die Genehnigung des Wohnungstausches an- 
nähernd gleich grosser Wohnungen innerhalb derselben 

emeinde kann nicht verweigert werden. Ein Wohnungs- 
tausch bedarf der Genehmigung der Wohnungszutei.lungs- 
kornission. Diese darf bein Tausch annähernd zleic 
grosser Wohnungen innerhalb derselben Geneinde nicht 
verweigert werden. Bei widersprechenden Eutscheidungen 
entscheidet die gemelasane iuBsichtsbehörde, 


(L.V.): 

Soviel nir der Herr Vorsitzende heute 
vormittag noch gesagt hat, hat die Fassung wie folgt 
gelautet: 

i Ein Wohmingstausch bedarf der Genehni- 
gung der Wohnungszuteilurgskornmission. Das ist der 
erste Satz, Ler zweite Satz, die Genehmigung darf 
bein Tausch annähernd gleich grosser Wohnungen inner- 
halb der Gemeinde nicht verweigert werden, das ist die 
definitive Fassung gewesen. Das ist ein kleiner Wider- 
spruch in der Yassung wie sie hier ist. 


Vorsitzender: 


2 Ein Wchmingstausch bedarf _der Genehni- 

EUNS der Vlohmunzszuteilungskonnissicn, Die Genehni- 
gung ders bein lausch amnähemd gleich grosser \loh- 
nungen !unerhalb der Gemeinde nicht verweigert werden. 

ann geht es weiter: Bei widaerspreshenden Entschei- 
ungen entscheidet die gemeinsans Aufsichtsbehörde. 

iso zunächst handelt es sich un Wohzungen innerhalb 
der Geneinde, dann un lWohrungen innerhalb verschie-- 
dener Gemeinden, Wir stirmen ab. Wer für die Annahne 
ıst, möge sich erheben. Einstimmig angenonnen. 


Artikel 10: Das Birgermeisterant kann für eingetra- 
gene Vohnungssuchende oder zur Einrichtung von Dienst- 
een Lür Oxfentliche Zwecke zwangsweise in Anspruch 
; ... le unbemutzte \lohnungen, die entgegen 
der Vorschrift des Art. 4 nicht angemeldet worden sind. 


angeneldete Räune, bei denen der 


£e 
Eigentüner oder Verfügungsberechtigte das Wahlrecht 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist ntoht ausübt, 


| \ 9, Röune, „welche verfügbar gemacht 
ESS HEIR DEE or u 


| . 4« Wohnungen, welche ni 
' wngen. weiche nicht. als Faupt- 
wohnung ir Sinne des Art, B’anzusöhen gun. ? 


5. Räune, die ahne Genehrigung des 
"Birgerneisterentes 
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Birgerneisterantes nach den 1, Jamar 19% in gewerb- 
Tiche Räurie ungewandelt worden sind. 


Nie Beschlamahne der unter Ziffer 3 und 4 be- 
ER darz erst erfolgen, nachden der Ver- 
such einer gütlichen Ein gung uisslungen ist. Die 
Beschlagnahne bedarf weiter der Genehnirung der Auf- 


sichtsbehörde. 


| \Wohnungseinrichtungen einschliesslich Geschirr, 
Wäsche und Berl. unterliegen nicht der Beschlagnahuıc. 
ind solche Gegenstände nach Erlass der Verordmung 
noch beschlagnahnt, so sind sıe freizugeben. 


uateines: Sr : Ich habe diesbezüglich einen Abünderungs- 


vorschlag eingebracht. Ich kann nicht einsehen, dass 
ench die unter Ziffer 4 bezeichneten liohnungen be- _ 
u pr werden können und vielleicht einer gütli- 
chen Einigung bedarf, Wir stehen auf cen ae ge 2 
dass nienand 2 \lohnungen haben soll. Wenn einer wirX- 
lich zwei \lohnungen hat, dann soll die eine auch be- 
schlagnahnt werden können ohne eine Einigung. Deshalb 
kann ich nicht einsehen, dass die GenebLieung der Auf- 
sichtsbehörde noch eingeholt werden soll. Ic bitte 
deshalb, den Satz wegen der Genehnigung der Aufsichts- 


behörde zu streichen. 


Ievacher (2.): _. 

‚Wir hatten gerade den letzten Satz, dass 
die Genehnigung der Aufsichtsbehörde notwendig ist 
als besonderen Schutz der Hquseigentüner noch in Aus- 
sicht genonnen, weil doch die Beschlagnahne ein 
ausserordentlicher Eingrirf in da9 Eigentun ist. Ich 
wäre dafür, dass wir bei der Bestimmung bleiben, 


Vorsitzender: 


B1ya0g a y2Sıyd n.bouays "y2720494005 H7 


Der Antrag des Herrn Hoffuann lautet: Die 


Beschlagnahne der unter Ziffer 3 verzeichneten Räune 
dar? erst erfolgen, nachden der Versuch einer gütli- 
„hen Einigung nisslungen ist, Wir stinnen darüber ab. 
e Minderheit - 3 Stinnen - ist dafür. Wir stinnen 
weiter ab über den Wortlaut, wie ich ihn soeben ver- 
esen habe. Wer den soeben verlesenen \lortlaut annimmt, 


nöge sich erheben. Mit allen gegen 3 Stinnen angenon- 


Artikel 1]. | | 

| In der Beschlagnahneverfügung sind die be- 
schlagnahnten Räune zu bezeichnen. Die Beschlagnahrıc- 
verfügung ist von dem Bürgermeister zu unterzeichnen. 

3 '. .803 jeder Benchiaeehre sind die, peröönliche,, 
die Fanilien-, Berufs- oder Erwerbsverhältnisse der 
Beteiligten in Berücksichtigung zu ziehen, Auch ist 

zu prüfen, ob sich die Räume ihrer Lage, der baulichen 
Beschaffenheit und ihrer Ausstattung nach zu den 
Zwecken eignen, für welche sie beschlagnahnt sind. 


Den \lohnun inhaber sind die zur angenegse- 


| ’ 
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Gesundheitszustand der Haushaltungsangehörigen benö- 
tigten Senlafxräune, eine Küche mit Zubehör, uninde- 
stens ein Vohnraun, die nötigen Arbeitsräune, [ferner 
ausreichende Plune zur Aufbewahrung der in den frei- 
zunachsnden Räunen hefind'ichen Möbel und Einrich- 
tungsgesonstäade zu belassen, Neben der Zahl ist auch 
die Grösse dar zu belsssenden Häune zu berücksichtigen; 
Fanilierwohmungen sollen in dena Treizenachten Käunen 
nur dann eingerichtet werden, wann gegenseliige er-- 
hebliche Störungen vermieden warden können und wenn 
sich eine eigene Kochgelegenheis beschaffen Jösst, 

In allen andsren Fällen sollen in den verfürbaren 
Räunen nur Einzelpersonen untergebracht werden. 


| ws ist da beantragt, dass _hierzu noch 
der Artikel 5 der Richtlinien für die Beschlagnahne 
der liohmungen von 2.8.1921 hinzugefügt wird, welcher 
lautet: Lie Beschlamalne von Wohnungen, welche zur 
Unterbringung von Angesteilten und Arbeitern eines 
gewerblichen oder lancwirtschaftlichen Betriebes er- 
richtet sind, ist grundsätzlich mır zur Unterhringung 
von Argasteilten und Arbeitern desselben Betriebes 
zuiässig._lie Beschlagnahnme für andere als Werksange- 
hörige 2041 au: erfolgen, wenn der Besitzer des Be- 
trietes keine wohnungssuchende Werksangehörige nehr 
nanhectt mschsn kann. Die Einweisung in eine Solche 
Wohnuns xern angeordnet werden, wenn das Wohmungsaut 
bei FEroittelungen über die Raunverteilung in Werks- 
wohnungen festgestellt hat, dass ein \Wohnungsinhaber 
über übermässige, zur Deckung seines \iohnbedarfs nicht 
erfordar.iche Räune verfügt und die Petriebsleitung, 
auf diesen Zustand aufnerksan gemacht, nicht für 
entspreshende Abhilfe sorgt. 


Fuchs (L, Y; ) o | | 
In 2, Absatz ist auch ein kleiner Feh- 
ler unterlaufen und zwar an Schlusse, Da russ es 
heissen, richt für welche sie beschlagnahrt sind, 
sondern für welche sie zu beschlagmahnen sind. 


Hoffmann (S;,P,): 
. Wir sind gegen die Richtlinien über die 
Werksangehörigen, In übrigen nehuen wir den Artikel 11 


» 


Vorsitzender: 2 | 

. Wer gegen die Richtlinien ist, nöge sich 
erheben. Das sind 56 Herren. In übrigen ist der Artikel 
11 einstinnig angenommen. 


Artikel 12. _Von der Zustellung der Beschlagnahnerver- 
Tügung an verliert der Verfügungsberechtigte das Recht 
über die beschlagneurısen Räune zu verfügen, 

las Birgermeiswerant hat ihn zur Räu-- 
rung der beschisgrahrten Fäume eine angenessene, nicht 


unter 5 Tagen benezsene Fris“ zu gewähren, Nach Trucht- 


losen Ablauf der Frist erfo.gt die Räumung durch das 
Bürgerneisterant. Su 

Missen zur Verwirklichung des Zweckes 
der Beschlagnahne Ärbeiten ansgeführt werden, und 


ommt der Verfügungsberechtigte der Aufforderung die- 


‚selben auszuführen nicht nach, so kann das Bürger-. 
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Ü t die erforderlichen Arbeiten ausführen 
re dieser Arbeiten fallen der Genieinde 
ash BER ua für diesen Artikel 12 ist, nöge sich er- 
heben. Einstirnig angenonüen. 


Artikel 18. Sind aus Anlass der Beschlagnahne auf 
Veranlassung der Gemeinde in den beschlagnahnten näunen 
bauliche Veränderungen vorgenomnen worden, SO hat die 
Gemeinde nach Aufhebung der Beschlagnahne auf Verlangen 

es Verfügungsberechtigten den früheren a 
 skellen es sei denn, dass dieses Verlangen gegen 
den $ 226 des B.G.B. verstösst. 


Wer dafür ist, möge sich erheben. 
Einstimmig angenonnen. | 
Artikel 14. Einstimig angenounen» 


Artikel 15. Einstinnig angenonnen. 
Artikel 16. Einstimmig angenonnen: 


Dr. Scheuer (DPF. ): RER a sch “ 
igen ‚Sie, ss ich zu,s 
gekonnen bin, ich wo ite eh einen’Antrag einreichen. 


Dr.Sender (S.P.): RU U 
| \ artei, dass nan 
ihn keine er a: Dee ; 


Vorsitzender: WE: | 
Ich bin danit sinverstanden, dass die- 
ser Antrag an Schlusse unserer Abstiumung behandelt wird, 
Es liegt auch noch ein Antrag des Herrn Schnmoll vor. 


Teil IV. Artikel 17. Einstinnig angenomnen. 
Artikel 18. | 


Hoffnann (S.P.): | 
RR ‘ Es kann nicht stimmen. Es muss heissen 
Meteinigungsant. Das Mieteinigungsant entscheidet un- 


‚verzüglich, 
Vorsitzender; Einstimmig angenonnen. 
“ | | | 
Artikel 19. Einstinnig angenonnen. 


Teil V, Artikel 20. 


Schnoll (H.u. L. ) s x 

TEE Peer na gi Herren! Zu Absatz 1 
»chte ich einen Zusatz vorschlagen, Die Regieri + 

die Verordnun dahingehend ab eindart, dass 9 5b2 eb 

er ERTL EN BR OER Klin, wenn der Mieter 

.zehlungslähig 18T, Es misste eben i 

Vermieter die Miete Weaatet worden, sonet bekaımt dar 
usbesitzer in vielen Fällen keine Miete, Mein Zusate 

verpflichtet die Gemeinde die Miete zu ersetzen. 


wischenruf: Artikel £6 letz+er Absatz findet Anwendung! ) 


Schnelzer (LV.): 
* Zu Absatz 3 beantrage ich nanens 


meiner 
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neiner Fraktion folgenden Zusatz; Vor den Entscheidungen: 
des Mieteinigungsantes ıuss die Handwerkskammer gehör 
werden. Nach dieser Fassung wird entschieden, ob die 
Existenz des Mieters bedroht ist, ob die Frage bejaht 
oder verneint wird. Das Mie+einigungsant kann trotz- 
der entscheiden wie es richiig ist, die Aussage der 
Handwerkskanner hat nur den Charektor eines Gutachtens. 
Weiter möchte ich vorschlagen, e:n® VbarganEeS I 
nung an Schluss wie folgt: Kündigungen, are vor Erlass 
dieser Verordnung nit Zustiunung des Mieteinıguussan- 
tes erfolet sind, rüssen im Sinne des Art, £0 nacheo- 

wift werden. Wein diese Fassung keine \chrleis -Jnlet, 

ann würde ich beantragen, dass die Geltungsdauer zu- 
rückverlegt wird auf den 1. Oktober. 


Schnoll (H.u.Ll.): a rs 

| Ich bin der Ansicht, dass wir nicht 
noch eine Behörde schaffen dürfen. Wir naben das Niet- 
einieungsant, dieses hat bisher entschieden ung das. 
ist die richtige Instanz. In anderen Falle werden die 
Angelegenheiten nur noch verzögert. Ich bin der Ansicht 
des Herrı Schuelzer, duss wir die Verordnung auf den 
l. Oktober vordatieren wollen. 


Becker (2): 

| Wir müssen unbedingt arf ein Gutnchten 
Wert leren. Nach neiner Arsicht ist das WLeteinigungs- 
ant nich“ in der Lage festzustellea., ob die Existenz 
des Mieters bedroht ist, Für eine Zurückdatierung der 
Verordwrz, sirc wır nicht, halten es aber für richtig, 
dass Jie Kindigungen nachgeprüft werden. Es bestanden 
bisher für die Kündigung gewerblicher Räune keinerlei 
Richtlinien, 


Fuchs (LV.}: | | 
Ich habe nit neinen Parteifreunden 80- 
sprochen, dass dieser Fali gadsek). Set Igh elaube, 
ir sind alle darin einig, dass neine Auffassung rich- 
tig ist. Der Antrag 2 wird sorit zurückgezogen. 


Blikin BP): | 
Wir beantragen, dass Absatz 3 und 4 ge- 
strichen wird und ein Zusatz eingefügt wird " Gewerbli- 
che und geschäftliche Räune unterliegen ebenfalls den 


Bestinfungen, " 


Dr.Sender (S.P.); | 
| ale Ursprünglich hatten wir Bedenken gegen 
die Kornissionsfassung, dass die läden und gewerblichen 
Räume unter der Bedingung, dass die Existenz nicht be- 
droht sei, gekündigt werden können, Sie wird vielleicht 
etwas verkannt. dir sind in Saargebiet ein wirtschait- 
liches Eiland. Ich möchte den Hausbesitzern geauf”; ha- 
ben, ihr schützt die Bahnhofstrasse, Aber in Völklingen, 
Püttlingen um. dort sind in allen Strassen kleine Exi- 
stenzen, wie Schuster, Schneider und dergl. Es ist eine 
ausserordentliche Verantwortung, wenn wir es den Niet- 
einigungsant überlassen, ohne besondere Prüfung diese 
Leute auf die Strasse zu setzen. Ich meine, dass diese 
kleinen Existenzen in Saargebiet ganz besonderen Schutz 


verdienen. Wir haben in einen Paragraphen den Zusatz 


genacht, 
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enacht, dass den Mietern die Millionäre sind, der 

chutz ganz oder teilweise entzogen werden kann. Ic 
möchte beschränken, soweit der Metzins in Frage konnen Ä 
kann. Dagegen haben wir nichts, Wir haben nur ein 
grosses Interesse daran, dass das Saargebiet_nieht durch | 
velutastarke Firuen überf.utst wird, sodass Leute, die | 
in jahrzehntelanger, rihsaner Arbeit ihre Eristenz hier 
gegründet haben, durch dieses Arc und Weise des Valuta- 
inports auf die Strasse gesetzt werden. Ste.len Sie 

sich weiter den Falı vor, dass ein grosses Kaufhaus 
gezwungen werden kann, durch eine Entscheidung des liet-- 
einigungsantes auf die Strasse zu Sehen. Die Leute 
könnten ja ihre grossen Warenbestände garnicht unter- 
bringen, und es würde meines Erachtens bei einen sol- 
chen Spruch des eh an eh zu einen Konkurs 
eines Solchen Unternehnens konnen und zum Untergang. 
einer ganzen Nasse von Angestellten und Arbeitern, die 
dieses Haus in sich birgt und ernährt. Liese Gründe 

sind es gewesen, die uns veranlasst haben, insoweit 

an dem Entwurf der Regierungskonnission etwas abzudre- 
hen und der Auffassung zu huldigen, dass der Kündigungs- 
schutz allen Existenzen in Saargebist zuzubilligen ist. 
Ich bitte die anderen Parteien, sich das noch einnal 
durch den Kopf gehen zu lassen, ob wir es wirklich in 
einer solch Schweren Zeit und bei einen solch kleinen 
Gebiete San ee Unöriängen können, die 
Kündigung in den Fällen auszusprechen, wenn es der Auf- 
fassung ist, dis Kündigung ıms$ausgesprochen werden 

und damit den Mieter un seine ganze Existenz bringt. 


Schnidt (Z.): 
‚.. Wenn ich mir die Sache ansehe und wenn 
ich nir weiter die Worte,die Herr Dr.Sender gesprochen 
hat, zu Cexwüte führe, damn finde ich, dass man in der 
Kommission haben wollte, dass auch bei den gewerblichen 
und nicht zu lohnzwecken bemutzten Bäunen nan die Zu- 
stirnnung des Weteinigungsantes haben wollte für die 
Genehnigung der Kündigung, \ur wollte nan haben, dass 
bei eiuzeiren Fällen diese Kündigung nicht versagt wer- 
den dar?. Man wollte auf alle Fälie die Zuständigkeit 
des NMieteiuigungsantes über die Frage haben, ob die 
Kündigung zuzulassen ist oder nicht. Nach den gegen- 
wärtigen liortlaut finden auf diese Räune die Bestin- 
ınngen des Absatz 1 keine Anwendung. In diesen Fällen 
wäre Pe ng ee überhaupt nicht anzurufen. 
Die Zustinnung des Mieteinigungsaüutes wäre nicht er- 
Torderlich. Ich halte eine andere Fassung für absolut 
ee und schlage vor, dass nan da sagt, dass in 
diesen Fällen, wenn ie Fälle zutreffen die in den 
Abs. 2,3 und & gesagt sind, dass nen da Cie Zustimmung 
des Mieteinigungsentes nicht versagen darf, aber nie- 
nals, dass diese Bestinrungen keine Anwendunz darauf 
finden, denn da wäre der ordentliche Rechtsweg gegeben, 
und das wollte nan ja in der Kommission sicher nicht 


haben, 


Becker (Z.): 
ö ‘Ich glaube, wir erreichen das, was Herr 
Abg. Dr,Sender wünscht, wcan wir dazu setzen, dess die | 
ewerb.iiche oder geschäftliche "xistenz nicht gefähr- | 
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1st nicht gefährdet, Du ha | 
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Deshalb wörde alles, was Herr Dr.Sender wünscht, er- 

reicht werden, wenn die \iorte hinzugefügt werden " ge- 

werbliche oder geschäftliche Existenz. " - 
Karius (Z,): 
SEE Die Ansicht des Kollegen Schzidt, dass 
cas Mieteinigunzsant nicht zulässig sei, trifft nicht 
zu, (enn nach Artikel 34 sind die Mieteinirungsärter 
zuständig für alle Nietsstreitiekeiten. 


Dr.Scheuer (D,.P.): | 
Der Herr Schnidt hat neiner Ansicht 
nach Recht, Er will den jetzigen Zustand aufrecht er- 
halten. Der jetzige Zustand ist der. dass das Miet- 
einigungsant bei gewerblichen Räunen die Kindieungs- 
erlaubnis erteilt, wenn nicht die Existenz des Betref- 
fenden gefährdet ist, Es ist allerdings nötig, die 
Kündigungserlaubnis anzurufen, aber diese wird den ge- 
werblichen Bäunen imner erteilt, wenn nicht die 
Existenz gefährdet ist. #s ist allerdings nötig, die 
uni iennEser laubnis anzurufen, aber diese wird bei 
‚ewerblichen Fäunen irmer erteilt, wenn nicht die 
xistenz gefährdet ist. ( Die Ausführungen dieses Ab- 
geordneten. der am äussersten Ende des Saales sitzt, 
sind während der ganzen Sitzungen nur schlecht zu 
verstehen, Da sich Abgeordnete in der ersten neihe 
zienlich laut unterhalten, konnten die weiteren Aus- 
führungen Dr.Scheuers nicht nehr festgehalten werden.) 


Fuchs (1.V.); et 
‚ Die Auffassung der Kommission wear 
die, die Erlaubuis_zur Kündigung bei derartigen Käunen 
ist nicht erforderlich, aber der Mieter soıl das Recht 
haben, Einwendungen geitend zu machen, und deshalb 
4 ER So Zt RER 
ist die Fassung, wie wir sie hier haben, die richtige. 


Dr,Scheuer (D.P,): 
Dann müsste der Wortlaut meiner An- 
sicht nach anders seia, Im Reich war die Sache so, 
Gass bei gewerblichen und geschäft\ichen Räunen eine 
Kündigung möglich war, dass aber der Mieter sofort 
zun M.eteinigungsant gehen konnte und verlangen konnte, 
dass die Zündigzung für wirkungslos erklärt wurde. Bei 
eschäftlichen und gewerblichen Käunen kann der \Mieter 
as WKeteinzgungsent anruflea, und dss Mieteinigungs- 
ent hat darüber zu entscheiden. 


Scholl (Hu.l.): | 
- _Ich schliesse nich den an, was Herr 
Fuchs gesagt hat. Es war die Auffassung der Konnission, 
dass letzten Endes dar MHeter verlangen kann, dass die 
ündigung bein Miseteinigungsant nachgerrüft wird, und 
wenn diessr Gedanke in eins andere Korb. gebracht wird, 
so sind auch von unserer Ceite aus Bedenken nicht zu 
erheben. 


Dr.Sender (SP.): 
a a! WE Herr Dr.Scheuer hat bereits darauf 
hingewiesen, wie wenig wirkungsvoll Gas Binrederecht 
Ges Nietera ist, Des werden (die anderen Herren nir zu 
geben Lüssen, Ich habe oft in Erfahrung bringen ı#ason, 
833 dieses Kinrederecht nicht ausgeübt worden ist, 
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weil die Leute die Verorduung in ihren Einzelheiten 
nicht kennen, und wenn wir ein Einrederecht konstitule- 


ren, dann ist damit gleichzeitig eine Einredepflicht 
vorhanden. So }st es gekommen, meine Herren, das_bitte 
ich Sie festzuhalten. dass eine ganze Reihe von Exi- 
stenzen, die diesas Einrederech“ und die Eiuredepflicht 
nicht kannten, die innerha.h einar gewissen Fris das 
Mieteinigurgsant nicht ia Arspruch genonnen haben,ihrer 
wxistenz tatsächlich verlussig gegangen sind; Ich kenne 
eine ganze Reihe von Fällen, wo wir sagen können, dass 
50% dieser Leute das Saargebiet haben verlassen müssen. 
ch bitte Sis. von dieser alten Auffassung abzugehen 
und volkstüniiche Gesetze zu nachen. Von Publikun kön- 
nen wir nicht verlangen, dass es in seinen Einzelheiten 
die Gesetze kennt. Wir können von den Leuten unnöglich 
fordern, dass sie als Cesctzesksmier auftreten. liir 
porten Sonst tatsächlich wieder Üpfer des Fornalismus 
aben. 


Vorsitzender: 
| Wortmeldungen liegen nicht vor. Es 
hat der Abg, Hoffmann beantragt. d@3s nach den \lorten 
" Wohncharskter vorwiegt ” gesetst werden soll als 
neuer Absstz " Geschäftliehe un gewsrhiiche, Räune 
unterliegen ebenfalls dissen Bestinuunger } Defür sol- 
len dann die beiden nächsten Absätze gestrichen werden. 


Dr.Sender (S.P.):; Wir wollen gstrennt abstinnen, 
Karius (Z.): Ich glaube, wir desken uns sinngenäss, 
Dr.Sender (S.P.): " 
Wir können wır dann zustiunen, wenn 
der Zusatz genacht wird ” unä die Interessen des Ver- 


rc na Verhältnis zu den Interessen des Mieters 
stehen, 
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Vorsitzender; 


Herr Schmoll, machen Sie eine be- 


stinnte forimlis \ 
| Mir kornen weiter zu den Antrag 


Schnelzer, der gesagt haben will: ” Vor Entscheidungen 
in gewerblichen Fälien muss dis Handels- oder Handwerks- 
kernmer gutachtlich gehört werden.“ 


Dr Sonder (S.Pe): 


Der Satz lautet: " Geschäftliche bJ 
und gewerbliche Räune unterliegen der Verordnung nur, 
teils die gewerbliche und geschäftliche Existenz des ö 
Metsrs_ bedroht ist und die Interessen des Verrieters _ F 
ausser Verhältnis zu den Interessen des Mieters stehen.” Q_ 
Schmoll (HwI.): Könnte man dies nicht trennen. = 
Vorsitzender: i 
u 


| 
i | 
0.2.00... Än sich wird die Handelsksnner es 4 
ablehnen. Sie wird einen Gerüsciaden auf diese Weise | 
nicht schützen können. | 


Gegen den Antrag Schnelzer stinunren 


SR 
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die zwei Mitglieder der Hausbesitzer, alle übrigen sind 
dafür. 

Vorsitzender; 


rk Nun kommt der Antrag des Dr.Scheuer. 
Eine Kindigung geschäftlicher und gewerblicher Räune 
kann ohne Zustimmung des Müeteinigungsantes erfolgen, 


jedoch kann der Mieter die üntscheidung des llieteini- 
Sungsantes unverzüglich anrutien." | 


Wir fahren mit den nächsten Absatz 


fort: 

"Tn allen Fällen der Kündigung ge- 
schäftlicher und gewerblicher Räune beträgt die Kün- 
digungsfrist, sofern nicht eine kürzera brist verein- 
bert ist. mindestens 3 Monate. Dis Kündigung ist nur 
für den Schluss eineekalendervierteljaures zusässig. 
Auf begründeten Antrag des \.eters, Kann das Mieteini- 
ZuneBant eine angenessene Verlängerung der Kündigungs- 

rist bewilligen. " 


Einstimmig angenonnen. 


Dr.Scheuer:’ P.): 
Meine Damen. und Herren! Die Sache. 
ist so. Die Regierungskornission wulite die ewerbli- 
chen Räune . freilassen. Haute steht in der Frankfur- 
ter Zeitung ein Leitartikel der geschrieben ist über 
die Metpreiszahlen. Me Regierung setzt des 41/2 fache, 
nänlich 450% des Frisdenssäatzes fest, während wir Schon 
das 5fache haben. Dieser Artikel schlägt auch den Abbau 
vor. Wenn ich den Zustand herstelio, so will ich eine 
Brücke bauen für den Abbau, Isr Zustend, wie ich ihn 
vorgeschlagen habe, ist der Zustanä_fer Reichsregelung, 
er unterbrochen ist durch die Regelung der Regisrungs- 


omnission., Ich bitte, zu diesen iustaad zurüc ehren. 
Ich betone, es besteht kein Einrederecht, sondern eine 
Binredepflicht. 


Scheuer (Z.): 
RT. Kann man denn nicht das Wort "unver- 
züglich * streichen- ? : 


Dr.Scheuer (D.P.): Dann konnen die Leute nach 4 Wochen. 
Scheuer (Ze): | Dann sagen wir 14 Tage. 
Dr. Scheuer (D.P.): _ Gut, einverstanden. 


Dr.Sender (S.P.): Ä 
Re | Ich habe gegen eine Fristiestsetzung 
nichts; ich wünsche sie. Die Festsetzung Lat aber einen 
An?ane, Im Monent sagen wir so. Aber es ist wichtig, 
wsun dies durch eingeschriebenen Brief geschieht, 


Dr.Scheuer (D,P.); Diese Streitfrage haben wir früher 
inner gehabt. | | 
Abg.Scheuer (Z.): verliest den Antrag Dr.Schever. 


Dr. Sender, (SR. )z 
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Dr.Sender (S.P.): 
Ri Ich bitte, den Satz nochnals_ vorzu- 
lesen. Der Veruieter kündigt, er will die Billigung 
der Kündigung, der Mieter nicht, 


Oberregierungsrat Kuchenbecker; 


wenn die Existenz des Nieters bedroht 
ist, kann die Kündigung nicht lerenh werden. 
Br übrigen Fällen muss die Kündigung gebilligt 
werden. | 


Fuchs (LV. ): ia 
Den Antrag Dr.Scheuer wollen wir än- 
dern und sagen; die Sundirung darf nur dann versagt 
werden, wenn die geschäftliche oder gewerbliche 
Existenz des Mieters Dre 208 
‚ Bei gleichnässiger Bedrohung der, 

Existenz des Eigentüners und Mieters geht die Exi- 
stenz des Eigentüners vor. 


Mit allen gegen 5 Stimmen angenonnen, 


Vorsitzender: 2 uns 
A Artikel 21. Der Mietpreis wird durch 
freie eeinberups festgesetzt. Kount eine solche 
Vereinbarung nicht zustande, so können Mieter und 
Verrieter jederzeit, ohne Rücksicht auf die Dauer des 
Mietsverträges, bei dem Mieteinigungsant die Fest- 
setzung des Mietspreises beantragen. Die Festsetzung 
kann nit rückwirkender Kraft bis zun Zeitpunkt des 
Einganges des Antrages bein Mieteini sant erfolgen. 
ı gewerblichen un geschäftlichen Sunen wird der 
etpreis, wenn eine freie Vereinbarung nicht zustan- 
dekount festgesetzt in der Höhe des für \lohnräune 
geltenden Mietpreises zuzüglich eines Zuschlages, 
welchen das Mi®teinigungsant in Streitfalle unter 
Berücksichtigung der FeRShKri.Li oben Lage, der persön- 
ichen und wirtschaftlichen und sonstigen Verhält- 
nisse des betreffenden Mieters festsetzt. Pachtver- 
träge über gewerbliche Räuue sind den Mietsverträgen 
über gewerbliche Räune gleichzustellen. 


Scholl (HKu.L.);: 
| = & ‚Meine Damen und Herren ! Der Absatz 
2,ist meiner Ansicht nach noch etwas zu verbessern. 
er wird zesaet ‚ die Festsetzung kann nit rückwir- 
kender Kraft bis zun Zeitpunkt des Einganges des 
trages bein Mietseiniguhgsant erfolgen. Ich schlage 
folgendes vor: " Die Festsetzung kann nit rückwirken- 
der Kraft bis zum Beginn des Monats erfolgen, bei 
yelchen der Antrag bein Mieteinigungsant eingegangen 


Dr.Sender (S.P.): TE i 
N : 1 a schlag ist keine Verbesserung. 
sonde ine, Vers hlecht ° ; et 
Spricht durchaus den, was wir Se lern 
ehabt haben. Es steht den Verrieter frei, seinen 
ERrERE en em be. 2 up Das liegt durchaus 
a rnıeters. Ich nei Oro 
den gefährlich, das Iieteinizungsent Unter 1] msser 


Unständen 
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Unständen herbeizuziehen. Es ist dies ausserden ein 
Willkürakt des Vermieters. Er mag seinen Antrag ein- 
reichen wann er will. | 


Schnidt (Z.); NE 
ee Es. würde wohl zwecknässig sein, den 
Absatz 2 zurückzurücken nach Absatz 3, denn wenn nen 
das nicht tut, könnte van meinen, dass Absatz 2 An- 
wendung findet auf Absatz 1, während er doch sicher- 

lich Anwendung finden soll auf beide Absätze. 


Schnwoll (H,w.L.): | ' 

- FRE Ich neine, die Ausführungen von Herrn 
Dr.Sender sind nicht ganz stichhaltiz. Es wird nanch- 
nal von den Mieteinigungsäntern zu Ungunsten des 
Meters, nanchnal zu Ungunsten der Hausbesitzer ent- 
schieden. Wir rüssen eine Prozessforn finden nd 
sagen, alle Mieteinigungsänter müssen so entscheiden, 


Vorsitzender: 
Le Wortmeldungen liegen nicht nehr vor. 
Wir stinnen ab über den Absatz 1: Der Mietpreis wird 
durch freic Vereinbarung festgesetzt. Konmnit eine sol- 
che Vereinbarung nicht zustande, so können Mieter 
und Vermieter jederzeit, ohne Rücksicht auf die Dauer 
der Mistsvartrages bei den Mieteinigungsant die Fest- 
setzung des Whetpreises | beantragen. 
ER Wer dafür ist, nöge sich erheben. 
Einstinnig angenonnen. 

Wir stimmen weiter ab über den Antrag 
des Harrn Schmoll, der lautet: Die Festsetzung kann 
nit rückwirkender Kraft bis zum Beginn des Monats 
erfolgen, in welchen der Antrag bein Meteinigungsant 
eingegangen ist. _ 

Wer dafür ist, rösge sich orheben, 

. Der Antrag ist abgelchat gegen die Stirmen des Herrn 
Schnoll und des Herrn Warner. i | 
Wir stimmen aıın ab über die Absätze 
2 und 8. Der bishorige Absatz 2 wird Absatz 3, Absatz | 
3 wird Absatz &, Zinstinnig angenommen, 
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Artikel 2, _ _Palls cine freie Vereinbarung nicht 
zustande konnt, darf für unnöblierto \iohnräune die 
zulässige Höchstmicto den Eetrag nicht eh ae RN 


der sich aus der /crvielfäitigung dss au l. Juli 
bezahiten Mictbetrages mıt dar zu Eazinn eines Pas 
Monats genäss Artikel 23 neu fuetzustellenden Met- 
reistceuerunfsszaut ergibt. Di>2 ronatlichen lietpreis- 
eusrungszahlen werden in Antsblatt und in den Tages- 
zeitungen veröflfsntlicht, a 
Pe Wurde zu den angegebenen Zeitpunkt 
für dic Wohmung oder den in Frage kommenden Raun ein 
Hetpreis nicht bezehlt, oder war cin solcher nicht 2 
vereinbart, oder nacht der Vermieter glaubhaft, dass 4 
Ger damals bezahlie Preis unter den wirklichen liet- | 
wert zurückbiicb, so ist der Berechnung der an l.Juli | 
1914 nach Tage und Beschaffenheit\der Räune ortsüb- 4 
liche Mietzins zugrundezulegen. | 4 
$ lle Mieten sind monatlich zahlbar, | 
wenn nicht kürzero Zahlungsternine vereinbart sind, 
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In Streitfalle setzt las Meteinigzungs- 
ent den Grundpreis fest. _ 

Alle Mieten sind monatlich zahlbar, wenn 
nicht kürzere Zahlungsternine vereinbart sind; Länge- 
re Zahlungsternine gelten nur, wenn sie nach Inkrait- 
treten clieser Verordnung vereinbart wurden. Die bis- 
herige Kündigungsfrist wird hierdurch nicht berührt, 

3 Die nach Artikel 23 und 24 berechnete 
Miete tritt erstuals für den Monat Novenber in Kraft, 

‚',. Hierzu liegt ein antrag Hoffmann vor, 
cer den ärtikel 22 folgende Fassung geben will: 

Falls eine freie Vereinbarung nicht zu- 
stande konnt, darf für unnöblierte Wohnräume die zu- 
lässige Höchstniete für den Monat Dezenber 1922 das 
dreissigfache, und für Jamuar, Februar und \ärz 1923 
das Sechzigfache des Betrages nicht übersteigen, wel- 
cher für dieselben an-1l. Juli 1914 bezahlt wurde. 


Dr.Scheuer (D.P.): 

ne Ich wollte zu diesem Absatz 4 Anträge 
stellen. Ich ziehe meinen ersten re bezüglich des 
Dreissigfachen zurück, da er sich mit dem deckt, den 
Herr Hoffmann gesagt hat. Ich bitte nun, dem Absatz 2 
folgenden ilortlaut zu geben: Wurde zu dem angegebenen 
Zeitpun:t für die Wohnung oder den in Frage kommen- 
den Raum ein Mietpreis nicht bezahlt, oder war ein 
solcher nicht vereinbart, oder macht der Vermieter 
glaubhaft, dass der damals bezahlte Preis unter be- 
sonderen Umständen im einzelnen Falle unter dem Nark- 
mietwert zurückblieb usw.. ur 

| Im letzten Absatz bitte ich das Wort | 

November durch Dezember zu ersetz en; Die Gründe wer- | 
den sich decken mit dem was ich sage. Ich sage ‚wenn | 
wir heute die Mietpreiszehl mit der Teuerungsza | 
festsetzen und üie ER Mietpreisteuerungszahl | 
nehmen, so würde meiner Ansicht nach_der Mietpreis 
sofort auf das Neunzigfache kommen. Der Sprung ist | 
meiner Ansicht nach zu gross. Es k Ferne BEIUng- 
hafte Angleichung in Frage kommen. (Weiter ist der | 
Abg,Dr.Scheuer durch laute Unterhaltung in an 
Reihe der Abgeordneten nicht mehr zu verstehen 


Hoffmann (S.P.): I 
a Meine Damen und Herren ! Ich glaube, | 
Herr Dr.Scheuer hat meinen Antrag schon begründet. Ei 
Die Teuerungszahl wird mit der Festsetzung der Mieten | 
rosse Schwierigkeiten hervorrufen. Wir können ja von 
eriode zu Periode die Mieten festsetzen und brauchen 
uns nicht auf dieses Kuriosum einzulassen. Wir haben | 
heute das 5Sfache und wenn wir bis zum 90fachen gehen, | 
würden wir zu weit gegangen sein, Unsere Fraktion _ | 
macht den Vorschlag, dass Absatz 1_ in der -Fassung wie | 
vorgeschlagen angenommen werden soll. = 


Schmll (Hure): | 
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| ‚ Meine Damen und Herren ! Sie wissen | 

alle, dass die Vorlage am 1. Oktober in unseren Hän- | 
den Sein sollte, Die grosse Verzögerung hat die Re- | 
BEOTEnE veranlasst, was ich sehr bedauere. Nun wollen | 
ie diese Gelegenheit bemutzen, um die Hausbesitzer | 


um 1 
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um 2 Monate Miete zu bringen. Wir protestieren dagegen, 
da die Not der Haustesitzer in das Unendliche gestie- 
ge3 ist. Wenn Sie glauben, dass man mit dem SQ oder 
Ofachen auskommt, dann rechnen Sie meine Zehlen nach, 
die ich Ihnen gesterr. vorgeführt habe. Der Lohn ist 
um das 1500fache gestiegen, Jie Naterislien- dursa- 
schniti!ich um das 2600 fache, ch stelle ankein, . 
mir mit Zahion zu widerlegen, Haben se Einsicht, unu 
helfen Sie den armen Leuten, die arbeiten müssen un 
e Häuser zu erhalten, Was mun die Mietsteilungszahl 
anbelangt, so wollen einige von Ihnen haben, dass die 
Miete auf mehrere Monate festgesetzt wird. Was würden 
1e sagen, wenn man den lohr Bes Arheiters.auf 2 \b- 
nate festle cn würde. Was aie Frankfurter er? 
schreibt ist nicht massgebend. Men sieht ja wie die, 
re Bewegung in Deutschland in eine Sackgasse gerät. 
ie Frankfurter Zeitung und ämliche Blätter sind an 
diesem Elend mit schuld. Die Katestrophe ist eben da. 
eht so nicht weiter. Wir wolien ah der Mark fest- 
halten, wir wollen aber nicht an der absoluten Zahl 
festhalten, Kein Preis lässt sich heute in Nark fest- 
legen, auch nicht der Mietpreis. Lassen Sie ab von 
eser unsinnigen Zumtung. 


Petri (S.P.}: | f 
B ü Meine Damen und Herren ! Es ist dies 
gemetelle der wichtigste Artikel nit den wir uns zu 
eschäftigen haben. Draussen in Saargebiet wird nan 
mit Erwarten auf den Landesrat schauen, was er dazu 
sagt. Herr Schmoll begründet seinen Antrag sehr ein- 
seitig, bs ssimnmt nicht fiberein nit den was er sagt, 
dass er die Miete den lölmen der Arbeiter anpassen 
will, Er vergisst zu benerken, dass nan die Aufwsn- 
dungen auf den Nieter unpeLegt hat. Er vergisst wsi- 
ter zu sagen, dass der Hausbesitzer kzine Anortisa- 
tionen nehr hat und durch die ihtrrertung in schuiden- 
freien Besitz gelangt ist. Heute sehen wir, dass Leute, 
die zufällig zu Geld gezonmnen sind, anderen Rentnern 
Häuser atkoufen und MiLeteinnahnen haben, die so hoch 
Sind in einem Monat, was das Haus selbst gekostet hat, 
In Artikel 26 ist_ den Vermieten in die Hand gegeben 
he Miete zu verlangen. Tatsache ist, dass die Auf- 
wendungen, die der Mi.eter.en Licht, Wasser, Millabfuhr 
zu zahlen hat, mindestens soviel ausmachen, als wenn 
wir die Miete un das 50 » 60fache in nächsten Jahre 
erhöhen. Lamn Herr Schnrol!, wir sind noch nicht so 
weit, dass die- Löhne dis Teuerungszahl erreichen. 
(Zuruf Schnolle: Ist überschritten ') Sie sagen über- 
Schritten, In allgeneinen ist das nicht der Fall. Es 
ıst richtig, dass der Hausbesitzer der keine -Ein- 
konnen hst, in einer selir peinlichen Lage ist. Wir wol- 
len die Sache so machen, inden wir den Mietern die 
es_ tragen können die last aufbürden und den anderen 
Volkasgencossen unter die Arne greifen könnenllir sagen, 
wir Erüngen eine Zuschusskasse aus der Mietg die dıe 
durchsciwittliche Höhe übersteigt, und der Überschuss 
der dieser Kasse zufliesst ist dazu da,un den Arnsten 
der Ärnen zu helfen. 


Karius (Z.): Ich bitte, die Sache zu teilen und 
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zunächst die Teilungszahl vorzunehnen. 
Oberregierungsrat Kuchenbecker: 


Ich brauche wohl nichts zu erklären über 
die Teilungszahl. Wird irgendwelche Aufklärung gewünscht? 


Martin (2, ) ° 
gewählt hat. 


Oberregierungsrat Kuchenbecker: 


Ich wollte fragen, warun nan gerade 990 


Die Teucrungszahl wird von Statisti- 
Ar der Regierungskonrission allnonatlich fest- 
gesetzt, 


Hoffmann (S,P.): 
a Meine Daunen und Herren ! Ich muss vor 

| allen Dingen sagen, dass zuerst über Ärtikel_22 ab- 
gestimmt werden ıusse Dann konnt erst Artikel 23. Ich 
röchte sagen, dass wir erst den Artikel. 22 nehnen und 
festlegen, damit wir wissen, ob wir dem Antrag zustin- 
nen oder nicht. Ich möchte Auch darauf_hinweisen, dass 
irmer auch den Antrag des Herrn Schnoll in den Gesetz 
stattgegeben wird. 


Karius (Z.): 

Die Zentrunspartei beantragt Novenber 
durch Dezenber zu ersetzen, dann Artikei 24 zu strei- 
chen, in übrigen stinnen wir der Komnnissionsfsssung zu. 
Ich möchte eins sagen. Wenn bisher die Metfrage nıcht 
so gelöst wurde, wie es hätte sein können, so waren 
die Extrene von links und rechts schuld daran, Gerade 
die Extrene der Hausbesitzerseite, die nur sich kemnen. 
len muss heute unterscheiden Mieter- und Hausbesitzer- 
organisationen. Ich muss das eine sagen, es gibt lüe- 
tor, die den Hausbesitz als eine Art Beruf ansehen, 

Das ist heute nicht nehr möglich. Jeder muss der Not 
der Zeit ein Opfer bringen. Der Konräissionsentwurf 
bringt den Herrn Schnmoll viel mehr als der Regierungs- 
entwurf, und wie er such erwartet hat, zumal er die 
ärbeit seiner Üreunde in Studienausschuss schon gekannt 
hat, In Ärbeiterkreisen denkt nan über die lMietfragen 
ganz anders. NWanche sparsanc Fanilie, \Enn und Frau, 
aben Jabzaehnte Jans Sespart für ein Haus, Wenn nan 
nun auf Kosten dieser Leute anderen eine billige Woh- 
nung verschaffen würde, wie nen es in Versennlungen | 
hört, ich russ sagen, wir haben in der Zentrunspartei 
Meter und Vernieterintersssen zu vertreten und wollen 
desh&lb einen gerechten Ausgleich der Stände, Was seit 
Jahren versäunt ist, können wir hier in 3 Tagen nicht 
wettuachen, Hätten wir den Entwurf in Juli: vorgelegt 
bekornen, dann wären wir heute über eine Arbeit hiuweg, 
die sehr schwer ist. ich erkläre, wir stellen uxns aw 
den Boden der Kornissionsiassung, daenit wir weiter 
konnen, | 


Ansel. (2,1: 


lieine Banen und Herren! Ich giaube, 
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Hoffmann (S.P, ): 


Vorsitzender: 
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laube, wenn wir den Antrag der Kommission stattgeben, 
ass wir auf einen 80 —- 90 fachen Betrag konnen. Wir 
werden nicht zuviel bewilligt haben. Ich kann den von 
Herrn Petri Gesagten nicht zustimmen. ‚Wir .nüssen nehr 
yon iligen, danit die Häuser erhalten bleiben, die 

etzt stehen. Wenn Herr Petri ein Hausbeattzar wäre 

ann wüsste er Bescheid. Ich kann als Handwerker bit- 
ten, stinnen Sie den Konnissionsantrag zu, 


E Ich möchte sagen, ich habe Herrn 
Karius nicht gut verstanden. Er sagt Artikel 24 wird 
gestrichen. Wir haben gegen diesen Artikel nichts, 
weil wir der Ansicht sind, dass die, die 800 - 200 
Franken Einkonnen haben, eine höhere Niete zahlen kön- 
nen. Ich neine, auf rund dessen ist den Vernieter Ge- 
legenheit eboten, \ier den Frankenenpfänger heran- 
zuziehen. Zweitens ist das Grundprinzip festgelegt, 
dass freie Vereinbarung zulässig ist. Herr Schnoll 
ich bin auch Hausbesitzer und habe Mieter, aber ‚ch 
bin nicht egoistisch. Ich röchte darauf hinweisen, 
dass mancher Narklohnenpfänger und andere Persongn 
nicht in der lage sind, diesen PpEunEhng Een SUER der 
Miete zahlen zu können. Ich nöchte einnal die Far- 
teifreunde des Herrn Fuchs fragen, ob sie auch den. 
Arbeitern eine solche lohnerhöhung geben. Darun neine 
ich, müsste die Zentrunspartei einsehen, dass nan, 
nicht eine Indexzahl heränziehen kann, die vielleicht 
in einer Lohnfrage heranzuziehen wäre. Wir haben 
nicht gesagt das SOfache, sondern für Dezenber das | 
ache, für Jamar das 60fache sowie auch für ir 
Bedenken Sie, dass nan heute in Deutschland das 4 1/2 
fache zu verzeichnen hat. In Artikel_24 ist festge- - 
legt, dass der Verrieter Franken verlangen kann,und 
des Mieteinigungsant soll entscheiden, ob_es berech- 
ep ist oder nicht, Berner ist in Artikel 26 fest- 
gelegt, dass die leistungsfähigen Mieter keinen Schutz 
nehr erhalten. Weiter können wir nicht nehr gehen, 
sonst lassen wir allen freien Spielraun und Sie werden 
sehen, wie weit wir kornen. 


Herr Hofimann hat einen neuen An- 
te gestellt, dass zunächst Artikel 22 fertig ge- 
nacht wird. Die Versammlung ist danit einverstanden, 


Kratz (Z.): RINSER 

a Die Artikel 22,23,24 und 25 hängen 
go eng zussunen, dass deshalb die Spezialisierung der 
Debatte gar keinen Zweck hat. 


Hoffnann (S.P.): Ich verzichte auf neinen Antrag. 


Reinhard (KP.): Be ER ee 

ale: ' Ich will mır noch eins sagen zu 
den Ausführungen von Herrn Schroll. Vorausschicken 
will ich, dass ich nit den Zusatzantrag von Herrn 
Hoffnmenn N gehe. Herr Schnoll hat beliebt, hier 
zu erklären, dass er den Beweis erbracht hätte, dass 
die Hausbesitzer tatsächlich den Hungertode antgegen- 
gehen würden, wenn nicht der Landesrat eingreife. Ich 
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‚habe schon gestern darauf hingewiesen, dass die Ver- 
hältnisse bei der besitzlosen Klasse, bei denjenigen, die 
garnichts haben, noch viel schlinner sind. Die anderen 
Kollegen von der Linken haben bereits crklärt, dass sie 
dafür sind. dass den ärmeren Hausbesitzern geholfen wer-- 
den muss. Wir haben aber auch erklärt, dass wir kein 
Interesse daran haben, dass dem Hausagrariertum unter _ 
die Arms gegriifen wird. Und wenn Herr Schmoll immer wie- 
der glaubt, alles verlangen zu können, so muss ihm auch 

| | b 
gesagt werden, dass er einmal etwas menschlich lenken 
soli, Er soll’auch einmal so weit gehen und zugeben, dass 
auch die ärmeren Mieter vor dem Kriege mal. so glücklich 
weren und 2 — 3000 Mark besassen und damit nach dem Krie- 
ge sich ein Hiuschen bauen wollten. Als der Krieg begann 


brachten sie das Geld zur Sparkasse. Es wurde ihnen aber 
durch die Geldentwertung enteizmet. Das Gegenteil_war 
aber der Fall bei denjenigen, die nun einmal so glück- 
lich waren und noch vor Kriezsbeginn bauen konnten. Da 
waren auch verschiedene darunter, die vielleicht zusammen- 
ebrochen wären, die ihre Schuld nicht hätten bezahlen 
Önnen, wenn lie Finanzen nicht zusammengebrochen wären» 
Dadurch ist das eingetreten, was wir schon betont haben 
dass die Hausbesitzer auf die Weise ihre Häuser geschenkt 
bekamen, wogegen man den armen Mietern Ahr weniges, Was 
sie hatten, einfach wegnahnm. Von Herrn Schmoll wird immer 
der Standpunkt vertreten, als wenn die Hausbesitzer die 
Berechtigung hätten, aufgrund ihres Hausbesitzes zu leben. 
Sie vertreten den Standpunkt ‚als wenn die Hausbesitzer 
von ‚ihrer Rente leben müssten, dass die Mieter die Ver- 
pflichtung hätten soviel zu zahlen, dass die Hausbesitzer 
nicht mehr zu arbeiten brauchten. Sie wissen ja, dass da 
von unserer Seite aus strikte dagegen Stellung genommen 
wird. Ich habe Ihnen schon gestern gesagt, dass nicht 
die Hausbesitzer die Häuser gebaut haben, sondern Cie 
arbeiter, und diese Leute haben heute am wenigsten im 
Besitz. Bekanntlich ist es so ‚ dass hauptsächlich unter 


en vielen Arbeitslosen Maurer vertreten sing Es sind 
en Ajejenigen, % fhnen den Besitz gescha fen haben, 
und Aaram möchte ich auch die Herren der Nitte bitten, 
dem Antrage der Sozialdemokraten zuzustimmen. Ich glaube, 
das ist bisher der Grundsatz_der Zentrumspartei gewesen, 
dass sie immer sagte, sie will den Mittelweg beschreiten, 
unc ich glaube, dass der Ipiras so gestellt ist, dass 
auch die einsichtigen Hausbesitzer damit einverstanden 
scin können, Aber da gehe ich auch mit Herrn Schmoll __ 
einig, dass man die Mieter, die in Autos herumfahren, die 
Ihllionen besitzen, heranzıeht zum Häuserbauen, oder, | 
dass diese Leute Gelder abführen an einen Fonds, Im übri- 
gen Behp ich von einer ‚weiteren Begründung ab. Ich möchte 
zur noch einmal appellieren an die übrigen Parteien, ın 
dieser Richtung ihren Grundsätzen treu zu b:leiben, die 
sie immer propagieren, und dann glaube ich, dass wir über 
diese heiklen Paragraphen sehr schnell hinwegkommen wer- 
den, und Sie werden in der Oeffentlichkeit, bei den NMie- 
tern wie Hausbesitzern dasjenige vertreten können, was, 
wir hier festgelegt haben, Wenn nun immer von Ihnen di.e 
Iöhne der .rbeiter in Erwägung gezogen werden, so können 
wir dem entgegenhalten, dass ein grosser Teil_der Mieter 
im Saargebiet doch immer noch weit unter dem Reallohn 
ausbezahlt wird, den sie vor dem Kriege hatten. Es sind 
dieses die Narklohnempfänger, Und wemn wir uns die Aus- 
gaben dieser Leute betrachten, die Preise der Lebensmittel. 
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so geht es nicht, dass wir uns hier auf den Standpunkt 
stellen, nun muss einmal der Hausbesitz zu seinem Recht 
kommen, nun muss rückhaltlos durchgegriffen werden, 
sondern man mıss hier einmal versuchen, beiden Teilen 


* 


gerecht zu werdene | 


Fuchs (LV.): | | 
| t EX Ich wollte hier nur och ;anz kurz 
folgendes sagen: Meine Fraktion bleibt bei der Auflas- 
sung, die der Kormmissionsbericht vertritt, Wir stehen _ \ 
auf den Standpunkt, dass die Zwangsbew.rtschaftung ein | 
anormaler Zustand Ist, dass keinerlei Grund vorlicgt, 
gerade bci dem Hausbesitz cinen derartigen Anusnahnc-- 
zustand weiterhin zu erhalten, Wir müssen deshalb Vor- 
sorge treffen, dass wir aus diesen Zustand herauskor- 
nen, also abbauen, Es liegt auch in Interesse der ür- 
beiter , die arbeitslos sind, es muss cin Mittel g0- 
funden werden, un die Boulust zu wecken. Dieses Mittel 
besteht zun Teil darin, dass die Mieten entsprechend 
rat werden. Wenn Sie die Mieten von Juli nit den 
NLEVEN yon heute vergleichen, dann sehen Sic, dass der 
Hausbesitzer bci wei en nicht nehr cie Miete hat wie 
in Juli, Die \hrk von Juli ist bei weiten nicht nehr 
die Mark von heute, sie ist ums 50Öfache und noch nehr 
entwerte; worden in ährer Kaufkraft, Mir erscheint cs 
unverständlich, wie man den Vorschlag machen kann, die 
Mieten auf das Söfache festzulegen. Es muss dafür ge- 
sorgt werden, dass endlich nal wieder die Ircie Wirt- 
schaft kormt, dass gebaut wird, damit die Arbeitslosen 
Beschäftigung finden, Deshalb haben wir den vertretenen 
Standpunkt eingenonnen -und haben uns dahin geeinigt, 
dass die erhöhten Mieten ab 1. Novenber zu zahlen scin 
sollen, Wir haben gehört, die Neuregelung war Tür den 
1, Oktober in Aussicht gestclit, Alle Leute haben sich 
auf diesen Tag eingestellt und haben dam.t gerechnet, 
dass sie 8b.1.10, eine erhöhte Miete zahlen müssten, 
Warun berücksichtigen Sie dieses nicht ? Diese Verzö- 
gerung, An der wir nicht Schuld sind, wollen wir aus- 
leichen, lir wollen nieht, dass der Vermieter allein 
iesen Schaden trägt, wir wollen, dass’er durch eine 
erhöhte NovenbernietG entschädigt wird, Das ist cin 
Standpunkt; dem wir unbedingt beitreten und zupflich- 
ten müssen. Der Vermieter soll wenigstens etwas schad- 
los gehalten -werden. Er soll die erköhte Miete ab 1:11. 
bekommen. Wir lchnen es auch ab, uns festzulegen auf 
2 oder 3 Nonate. Die Arbeiter haben ganz recht. kan 
sie löhne bekommen, die nicht mehr ausreichen für ihre 
Verhöltnisse, dann müssen sie eben für den -zurücklie- 
genden \onat schon cine Be böhong bekornens Aber -wes- 
1ald-will man von diesen Recht, das nan für sich bean- 
sprucht, nicht auch zugunsten anderer Gebrauch nachen ? 
Deshalb liegt kein Grund vor, den Gesstz nicht die 
rückwirkende Kraft zu verleihen, Wenn Sie die NGete so 
setzen, dass sie ungefähr den heutigen Verhältnissen 
entspricht, dann wird sich maneher sagen, ja, wenn ich 
eine derartige MEete bezahlen soll, üann lege ich lic- B 
ber noch o+was Arauf und Zange an zu baucn. Also da- 4 
durch wird die Baulust gefördert und gleichzeitig der E | 
Ärbeitslosigkeit vorgebeugt, Wir bitten, an den Iht- 4 
wur? der Kommission # 
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ostzuhalten. | 
Vorsitzender | 











“ » ‘ } £ A 
un) Di. Da 


Vorsitzender: rüct, dass sich ein Fräulei | uht 

s räulein aus Zuhörer- 

raun zu.den Kommunisten gesetzt -hat und Dres es % d 
sich auf seinen Platz zu begeben. u 


Petri (S.P.): 
| IR Der Franken ist so eng nit der Iark i 
verbunden,. dass man nieht weiss, wo er noch hinrutscht. ; 
Ich rmss nuch Herrn Schnoll in mancher Beziehung recht 
zeben, Die Unterhaltungskösten dor Häuser sind gross, 
Tenn wir durch die leilungszahl auf- das Söfäche konnen, 
so IUSS deder gerecht denkende Mieter sagen, dadurch i 
ist die Sache nicht erschöpft und kann nicht besichen 
Ziai den und “ar ONADEBEUFNE Bau 30 pieRt Ge are | 
mıss vor allen Dingen in die lage konnen, sein Liä 
zu unterhalten. a8 war ‘ihn bisher unnöglichs Ich bitte 
Sie, den scheinbar grossen Sprung doch mitmachen zu | 
wollen. | > 


euars Mayanıgıoos & a E 


; ii "Meine Danen und Herren ! Ich möchte 
denjenigen Herren, die den Ärbei erstand pane stehen 
und gesägt haben, ich würde nit falschen en Op6- 
rieren sagen, dass es für die Ausgaben des Hausbe- 
sitzers in wesentlichen 2 Sachen gibt , Lohn- und Ih- 
terialpreisc. Ich. verstche den Herrn AbgsPetri nicht. 
Wissen Sie denn nicht, was dio Teucrungszahl ist ? 
Diese Zahl beträgt rund 700, d.h. die Lebenshaltung 
ist 700 mal teuerer wie in Frieden. Dagegen ist der 
Lohn un das 1500fache gestiegen, so wie ihn der Haus- 
besitzer nach der liste die der Arbeitgeberverband 
neranBeibt bezahlen mss. Wir haben früher die Stunde 
nit 75 Pfennig bezahlt und heute bezahlen wir 1120 Ik, 
In Bee euf die Mterialien verstehe ich Horrm Schnel- 
zer-nicht, wenn er sagt, dass nur die 1000fache Stei- 


gerung vorhanden ist. Kal kulieren Sie doch mur ein- 
nal den Ölfarbenstrich, Wir nüssen mit der Tatsache 


rechnen,..dass die Materialien un das 2000fache ge- 
stiegen Sind, und Sie wagen cs, den Hausbesitzer das 
Süfache der Miete anzubieten. Sie werden es nir nicht 
gen dass, wenn wir das SOfache, haben, 
wir erst 1/8 von den hätten, was wir in Juli 1921 _be- 
konnen sölltens Ich gebe"ohne weiteres zu, ca.10 % der 
Bevölksrung -die Miete nicht bezehlen, aber die 
anderen 90 % können sic bezahlen. Konnen Sie nur nicht 
inner nit der arnen Witwe usw. Ich-will Ihnen einnal 
eine Witwe, die Vernieterin ist, vorführen, die hat 
nir geschrieben; | RT | 
| 2...” Von neinen 4 Mietern (Franken-- 
enpfängern ) 12 Zimner, erhalte ich monatlich 400 Iks, 
diese reichen nicht zur ae nee denn ein 
ter Petroleun kostet 800 Ik. Ich frage die Herren 
es landesrates von was ich die:jatzigen mir in Bölde 
kornenden Hepargburen bezahlen soll, Mein nüitleidizes 
erz setzte in Krieg die Nieten fast auf die Hälfte 
herab, aber meine Frankennieter haben jetzt keins 
uge für neine Not; In Gegenteil, sie verlangen noch 7 
l zun Treppenölen. An Reparaturen ist nicht zu den- 4 
en, Zltissiges Geld habe ich nicht, Während ich vor 4 
er nicht schlafen kann, freuen sich neine lüeter, | 
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dass die franz. Grubonverwaltun?z nebenan, also unter 

cinon Dache, für $ Zimmer 24 Franken fordert; während | 
die in-meinen House für ein Trinkweld wohnens Wenn nicht 4 
bald Hilfe kommt, bün ich gezwungen, mein Haus zu ver- 


kaufen." 

-  8io schen, wo goradc-zu trostlos cinzelne 
Hausbesitzer dastehen,und da glauben Sic, dass_diese | 
Leute nit den SOfachen' auskomnen;s Es nag einzelne Föllc | 

eben, bei Geschäftslokalen zsB., wo der Hausbesitzer, 
vberschüsse hat, von der \iohnungsniete ober bleibt kein i 
Pfennig übrig. Und wonn Herr Karius neint, 90 % der | 
Mieter würden die Mete in Franken bezahlen, ‚so gebe 
jch. dos von cinen geringen Bruchteil ohno weiteres zu. 
s ist namentlich ein Teil_der_.rbeiterschaft, in dIiesor 
Beziehung schr BARS ENGE Dıio Leute sagen sıch, wir 
wollen. nit den Hausbosi zer so leben wie früher. Das, 
sind aber kcine. 90 %, viellcicht %. Von enderer-Scito 
ı18t fcrner angeregt worden, man solle die Unternehner 
zum Baucn zwingen. Wan soll nicnand zwingen. Jeder 
Zwang ist von Übel. Prüfen Sie das genau. Ich beantrage 
je Anschluss an lic „usführungen dos Horrn Abg.Fuchs 
rtikcl 22 so bostchen zu lassen, wie-cr in der -Kor- 
nission festgesetzt wurde. Ferner Artikel &3 in Re- 
ierungscentwurf bestchen zu-iassen und den Divisor, _ 
der hier nit 990 und Zrüher mit 500_angenornen war, in 
O sbzuändern, Wir wollen nit der Zvangswirtsch t 
abbauen, und wir nöchten, dass dieser Gedanke im Gesctz 
festgelegt wird. Wenn Sic darin ernsthaften Willens 
sind, dann können Sie diesen Gedanken in den Absatz 
fostlegen, inden Sie den Divisor wie N ge 
l.Januar 23 auf 300, am lsäpril auf 250, 1.Juli auf 
200, 1.0ktober auf 150, 1.Januar 24 auf 100. Dann hät- 
ten wir zuerst 1924 insoweit abgebaut, als es-der _ 
Teuerungszahl entspricht, das entspricht aber noch nicht 
cer Geldentwertung, Ich stelle ferher den Antrag 
" Francszahlung kann:der Vermieter verlangen, wenn der 
Mieter entsprechende Frankeneinnahnen hat.". In Bezug 
euf die Frankenniete stehe ich auf den Standpunkt, dass 
nen dasseibe Systen-anwenden soll, wie die Kegierungs- 
vorlage es vorsicht, Nur der Divisor nüsste hsrabge- 
setzt werden, Und zwars Bis l.Januar 23 auf 2, bis 
lsäpril auf-1,75, bis L:-Juli 1,50, bis 1.0ktöber auf 
1.25, bis l1.Jamar 24 auf 1, Ich bitte zu überlegen 
ob Sie nicht diosen Antrag beipflichteh, dann wäre den 
Hausbesitzer Brbotfen, nit 6inen Schlag wäre die ganze 
Geschichte erledigt und es gäbe keinen Streit uchr, 


Petri (S.P.): A, | | 

eo, Wenn einer Agitationsbedfrfnisse ge- 
äussort hat, so war es der Herr Schnoll, \ir haben cos 
nicht getan, Wir haben die Aufgabe, dass die wirt- 
schaftlich Schwachen geschützt werden, Entspricht 

tikel 26 nicht den, was der Hausbesitzer haben will. 
Und die wirtschaftlich Schwächen, die nicht in der lage 
sind die liete zu zahlen nach der Teuerungszahl, wie 
wollen Sie denn einen Invaliden oder sonstigen Den. | 
dio kein Einkornen haben, cine Miote abnehnen aufgrund 4 
der Teuerungszahl ersechnet, Ein ausgesprochener ex-. 4 
trener Hausbssitzer zann kein Herz haben für die wirt- 4 
schuftlich Schächen, Es ist unsere Jufgabe und unsor 
Prinzip, diese lcute zu schützen. Wenn Sie in Zentrun 


anders 
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andere genken, ist sa ing Saghe tür sich, Ich habe 

| je Beamten, Angestellten und, 
Br My gen, Wenn dis Fra en dass diese in Artikel 
26 einbezogen werden. Ich glaube somit dem Hausbe- 
sitzern Rechnung getragen zu haben. Nehr zu tun sind 
wir nicht ir der lage. 


Kiefer; (2.): 
Meine Damen und Herren ! !enn ich poch 
u dieser Frage das Wort ergreife, dann möchte ıc 
olgendes erklären; Es ist verschiedentlich von der 
nken darauf hingewiesen worden, dass das Zentrum 
sonst immer für die mittlere linie eintrete,und es : 
aus diesem Grunde dem sozialdemokratischen Vorschlag 
zustimmen sollte. Jetzt wiederum appelliert der abo: 
Hoffmaun daran, dass die Arbeitervertreter innerhalb 
der Zentrunmsfraktion sich für ihren Antrag, erwärmen 
müssten. Ich sage folgendes: Ich fühle mich hier nicht 
in erster Linie als Vertreter der Arbeiter, sondern 
als Vertreter einer Sache, die ich für richtig erkannt 
habe. Und dafür trete ich ein, wenn auch mal ein Ar- 
sekter mit deitzhich-tolgendes yagsz aurriaden 9 Ich 
möchte grundsätzlich folgendes sagen; Die Frage dıe 
hier ietet zur Debatte ste C, de älıt garnicht mehr 
zu sehr ins Gewicht, wenn wir uns den Artikel 21 be- 
trachten, der die freie Vereinbarung wieder zum Prin- 
gip erhoben hat. enn nun vonseiten der Hausbesitzer 
betont wird, wir hätten nicht die Interessen der Faus- 
besitzer genügend beachtet, so möchte ich darauf hin- 
weisen, dass wir in der Tat schon einen Abbau der 
Gepreryirtscheit in weitgehender eise vorgenommen. ha- 
en, Also die freie Vereinbarung ist wieder zum Prin- 
ai erhoben. Und wenn wir nun nachher bei der Fest- 
setzung einer feststehenden oder variablen Miete zu _ 
tief gehen, wen trifft das in den meisten Fällen ? Die 
weniger gut sitwerten Fausbesitzer, weil bei diesen 
in den meisten Fällen die Mieter wohnen, die wirt- 
schaftlich nicht so gestellt sind, die hohen Mieten 
aufzubringen. Deswegen sage ich, dass wir in diesen 
iten nıcht eine feste Zahl festlegen, sondern dass 
man von Vonat zu Nonat sich die Nöglichkeit vorbehält, 
entsprechend der Teuerung die Mieten zu steigern. Und 
wenn beim Herauskommen dieses Entwurfes ( im Oktober 
eine ungefähr dreissigfache Erhöhung der Friedensmiete 
dich ergeben hat, dann wird das auch draussen von den 
Metern gewürdigt werden, wenn inzwischen die gestie- | 
Bene. !susrunggeahl eine siebzigfache Erhöhung bedingt. | 
s wird uns niemand draussen von den Arbeitern einen 
Vorwurf machen und wir werden damit auch keine poli- 
tischen Geschäfte machen können, Ich genne der Partei 
Bis jenigen, die aufgrund derartiger Mittel Zustrom er- 
hält. Es muss das Prinzip der Gerechtigkeit gewahrt 
werden, Degmezen bin ich dafür, dass wir an dieser be- 
weglichen Zahl festhalten, wie sie der Entwurf _vor- 
sieht. Dann wird noch gesägt, dass bei dieser Fest- 
setzung der Teuerungszahl und der Herausgabe des Tei- 
lungsschlüssels, manche nicht wüssten, wo sie dran sind. 
Wer Geld zu bekommen hat, der wird schon wissen, wie 
er zu seinem Gelde kommt. Dann halten sich vielleicht 
die Menschen wieder Zeitungen, damit sie wissen was in 
der Telt vorgeht. Ich bitte Herrn Schmoll, dass er 
nicht mehr mit falschen Argumenten operiert und sagt, 
die Pa rschen Parteien hätten für den Hausbesitzer» 
stand kein Interesse. Wir haben schon Interesse dafür, 
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dass dem Recht wieder zum Siege verholfen wird, aber 
einseitig kann man nicht vorgehen, So wie die Dinge 
einmal liegen . ist das eine Unmöglichkeit. Das würde 
Mord un! Totschlag Tür und "or öffnen. Deshalb all- 
mähliche Angleichung, das dient dem Neaht. 


Rinele (S,P.): 
Ich beantrage Schiuss der Debatte, 


Schmll (Hu, Le ) . 4 
Ich möchte bitten, das Wort hier nicht ab- 


zuschneiden bei dem wichtigsten Punkt. | 


Vorsitzender: Wir haben noch zwei Redner da, die ganz 
z sprechen, wollen, Ich möchte wirklich den Schluss 


der Debaite nicht zulassen. 


Schmelzer {L.V.): 
Artikel 23 ist das Kernstück der ganzen 
Fer zrünung, Die Mietpreisfestsetzung interessiert alle 
im Sasrgehiet, Es scheint mir der glücklichste Gedanke 
zu sein, dass die Mietpreise nach der Teuerungsza 
berechnet werden. Alles ist auf die Teuerungszahl auf- 
ebaut,. nur die Metpreise nicht. Und deshelo muss auch 
jer en Sprung gemacht; werden, wenn Sie die Anglei- 
chung an die normalen Verhältrisse nicht zu allmählich 
estalten wollen, Es mıss jeizt ein ganz gewaltiger 
prung gemacht werden. Naran sind aber ale diejenigen 
Schuld, die seit Kriegsende verhütet haben, dass die 
Vernunft in der Wirtschaft auch in der Wohnungswirt- 
schaft zu ihrem Recht kam, Es sind die Herren von der 
Linken gewesen, die immer wieder darauf hingewiesen _ 
haben, dass man den Fausbesitz kurz halten müsse, und 
jetzi haben sie endlich erkannt, ürss sie damıt auf 
einer falschen Bahn waren, Der Sprung ist übrigens __ 
arnicht so gewaltig, wie Sie sich das vorstellen, »ıle 
ıliigen selbst schoa Gas Nreissigtache und im Jamar 
das Sechzigfache zu. Aber bedenken Sie, ob Sie mit, 
„der Zahl weiter kommen, Wenn Sie jetzt das Dreissig-. 
fache festsetzen, und Gie Mark fällt vielleicht auf die 
BRälfte ihres jetzigen Wertes, dann würde der Hausbe- 
sSitzer im Januar keinen Pfennig mehr bekommen als im 
Dezember, Es gibt auch Kreise, die Thnen nahestehen, 
Beugenossenschaften uw., die jetzt gebaut haben, die 
müssen ihre Miete so einrichten, dass sich das Kapital 
verzinst und amortisiert, und da kommen Nieten heraus, 
die weit darüber hinausgehen, was hier verlangt wird. 
Weshalb ist die Friedensmiete nicht wehr ausreichend, 
doch nur deshalb, weil die Mark in ihrer Kaufkraft ge- 
sunken ist, Es Ast richtig, dass es eine Anzahl Mieter 
‚gint, die die neu erhöhten Mieten nicht bezahlen kön- 
nen. Das sind alle diejenigen, die ihr Einkommen nicht 
er Kaufkraft der Nark anpassen können, Wer im Erwerbs- 
epen drin steht. der kanh sich mehr oder weniger der 
Kaufkraft der Nark anpassen, und wenn jetzt die Miete 
auf das 80 oder SWÜfache erhöht wird. unä die Nark sinki. 
soweit, dass sie auf das Hundert- oder Wehrfache er- 
höht werden muss, dann steigt das Finkommen ebenso {in 
derselben Weise, Für die anderen müssen eben Vorkehrun- 
en_ getroffen werden. Wir heben bei de«_Beratung der. 
orläage Üüner die. Zuschussrente für dıs Invaliden- ncd 
Altersrentenempfänger beantragt, dass die Regierung et- 
was tun möge Tür die Kapitalreniner und andere notlei- 
dende Kreise, Das soll nicht geschehen in der Form eine: 
Armenunterstützung, Es soll in der Weise gemacht werden. 
dass die Preise, die verarmt sind, wieder in die lage 
gebracht werden, sich einigermassen durch;Leben schlage: 
za 
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zu können, und mit dieser Aktion kam auch die Nie“ 
zeahlung für die Kreise des Mittelstandes und auch an- 
dere verbunden werden. 


Vorsitzender: 
Wir stimmen ab über Artikel 23. er 03- 
für ist möge sich erheben. 7 Stimmen dagegen, die ar 


dern dafür. f 

Artikel 24, der zu 23 gehört lautet: 
Geht der Mieter auf das Verlangen des Vermieters nac 
Francsmiete nicht ein, so entscheidet auf Antrag_des 
Mieters das Hieteinigüngsens über die Frage der Berech- 
tigung des Antrages des Vermieters. 


Die zulässige Höchstmiete wird auf Tol- 
gende ‚leise bestimmt: Der am 1. Juli 1914 gezehlte, 
nach dem Verhältnis von 100 Frs. = 80 Nk.,in Francs um- 
gerechnete Narkbetrag wird durch die Zahl 9 geteilt, 


zu Artikel 23 beantragt Herr Schmoll: 
Als Teilungszahl wird festgesetzt: - _ 
is zum l.Januar 1923 00 


nt 


ee 






‚Aprı - 250 

14,543 #6, 

1.,0ktober " - 150 

l,Januar 1924 - 100 

3 Stimmen dafür, 27 dagegen. 

Levacher (Z.):. Zu Art. 24. Wir sind für Streichung des 

ganzen Artikels. | 
Vorsitzender; "er für die Streichung des Art. 24 ist, | 


möge sich erheben. _ 
28 Stimmen dafür, 2 dagegen. 


Zu. Artikel 24 liegen 2 Anträge vor. 


m ———— si 


1. Als Teilungszahl wird festgesetzt: 


bis zum l.Jamar 1923 - 2.- 
PATH ER 
1.3013 Mt 
1.Oktober: ."-. -:1425 
1,Januar 1924 - 1. 


2 Stimmen dafür, 28 dagegen. 
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Der andere Antrag : Frankenzahlunrg kann der Vermieter 
verlangen, wenn der Mieter entsprechende Frankenein- 

nahmen hat, oder sich in Vermögensverhältnissen befin- 
det, . dass ihm Prankenzahlung zugemtet werden kann. 
Im Streitfalle entscheidet das Mieteinigungsant. 


r 


2 Stimmen dafür, 28 dagegen. 


Es ist vorgschlagen, dass wir für heut | 
Schluss mit dieser Beratung machen, damit wir zur Be- | 
ratung der Invalidenvorlage komuen» | 


Schmwil (Hu.l.): | 
Ich habe eine versön.iche Bemerkung zu | 
machen, die mir auf dem Herzen liegi. Ich will das . 


Urteil 4 
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Urteil verlesen, wie das Gericht in der von Herrn Abe. 
Kratz erwähnten Angelegenheit entschieden hat, Mir wur- 
de vorgeworfen, BDEeReE} zu haben, dass die Beamten, l 
die rechtsrheinisch versetzt worden sind, beschleunigt j 
abgeschcben werden müssten. Daran ist kein Wort wahr. 
Der Herr, der das zuerst behauptet hat, ist vor Gerichi 
bestraft worden, und Sie werden sehen, wie ungerecht- 
fertigt diese Angriffe sind. Es heisst in der Urteils- 
begründung;" Ferner hat die Verhandlung nichts ergeben, 
was den zweiten Vorwurf des Angeklagten rechtfertigen ' 
könnte, die Familie des Versetzten mit grosser Beschleu- 
nigung abzuschieben. Der Privatkläger hat sich ledi$g- 
lich dem Referat des Architekten Nöobis, der die vorer- 
wähnten Missstände gerügt hat, angeschlossen, und dıe 
mit Recht. Also 2: in diesem Punkte ist der Angeklag- | 
te in vollen Umfange beweisfällig geblieben. " Ich be- | 
dauere, dass mit diesem Prozesse die aY& kerung jirre- | 
eführt wird, auch der Abg. "Kratz hat sich irreführen 
assen. Nehmen Sie die Sache zurück, 


Kretz (Z.): | | | ER 
ER Der verlesene Schriftsatz gibt mir nicht 
die Überzeugung, dass der Abg,. Schmoll nicht in den 
Sinne gewirkt hätte. {Zwischenruf Schmoll: Beweisen Sie 
mir das !) Ich will Ihnen einen Fall sagen, wo ein An- 
gestellier versetzt wurde und die Zentralwohnungskon- 
mission auch noch dessen Familie zur zwangsweisen Räu- | 
mung aufgeforäert hat, Herr Nobis hat das behauptet, 
und Sie unterstützen das, Der Schriftsatz beweist nicht, 
dass Die eine Abschiebung nicht empfohlen hätten, und | 
dass ich etwas zurückzunehmen hätte, Der Fall liegt für 
mich klar. Er hat auch den doppelten Wohnungszuschuss. 
Die Begründung ist für mich garnicht denkbar, denn der 
kann von 2 Stellen keinen Wohaungszuschuss orhalten. 


Reinhard (X.P.); he 
Meine Herren, ich habe durch die Aus- | 
führungen des Herrn Schmoll mich dazu bewegen lassen 
und bin auch zu der Überzeugung gekommen, dass wir 
noch heute _hier einen Beschluss fassen müssen, im gan- 
zen saargebiet für die notleidenden Hausbesitzer eine 
ammlung vorzunehmen, denn die Not der Hausbesitzer ist 
nach den Ausführungen des Herrn Schmoll_ so gross, dass 
sie nicht mehr weiter bestehen Förnen, Die Ausführungen 


ee 


| 
| 
| 
| 
| 
des Herrn Schmoll gehen tatsächlich ins ILächerliche. | 
Ich will mich nicht länger darüber auslassen, denn es | 
wurde schon zur Genüge darüber gesprochen. Ich glaube, i 
es hat auch keinen Zweck, dass wir uns noch gegenseitig 
üle Meinung sagen, das Abstimmingsergebnis wird doch 
dasselbe bleiben, und deshalb möchte ich schliessen und | 
nur noch die Herren bitten, meirem Antrage zuzustimmen, 
den ich gestellt habe, dam»t wir den Hausbesitzern hel- | 
fen, und sie nicht den Hungertod im Saargebiet sterben | 
müssen. 


rw pwgZ 


Kratz gr ): | 
Ahgeordneter Schmoll betont immer, 
dass diese Fragen nor wirtschaftlicn behandelt werden 
sollen. Das klingt so verheissurgsroll und bestechend. \ 
Aber in Wirklichkeit wil} man demit nur eine Gruppe | 
gegen die andere ausspielen,. Ich bin der Überzeugung, 
wenn man die Gegensätze nicht unnötig so verschärft | 
hätte, aann brauchten diese Fragen nicht so erörtert | 
zu werden. Die Anträge des Herrn Schmoll gehen über | 
seine Anträge in der Kommission hinaus. Wie denkt Herr 4 


Schmo i 











Schmoll sich eigentlich eine NMietpreiserhöhung mit rüc! 
virkender Kraft vom Oktober _? Hat er geglaubt, dass_di: 
Arbeiter, angestellten und Beamten, die in Nark entlohr 7 
werden, jetzt noch rückwirkende Forderungen bei_ den Ar- 
beitgebstn erheben können, um diese Beträge zu beglei.- j 
chen ? Das ist doch Unsinn. Wir sind eben deswegen 
weil sich die Bezüge der gesamten Arbeitnehmerschaft au 
Grund rückliegenrder Teuerungsziffern erst für den kom- 
menden Nonat aufbauen und im Verbrauchsmonat eine gros’ 
Teuerung zu bestreiten haben, genötigt, auf den Noyemben 
‚gu verzichten, obschon wir anerkennen, dass das nich‘ 
im Interesse der Hausbesitzer liegt. Wir müssen aber so: 
die wirtschaftlich Schwachen denken, und insoweit wel- 
chen wir von dem Kommissionsentwurf ab, Ich weiss aber 
auch nicht, wo die Zahlen herkommen, mit denen Herr 
Schmo.ll operiert. Er spricht von Stundenlöhnen von 
1100 Mark, und dabei sind die richtigen Tariflöhne der 
Bauarbeiter 700 Nark, Wenn Sie einen Stundenlohn nehme! 
ohne den Anteil des Meisters, so haben Sie einen Stun- 
denlonn von 650 Mark. Dann sagt er, dass die löhne be- 
deutend gestiegen sind gegenüber der Teuerung. Das ist 
nicht richtig. Der Abg,. Reinhard hat ganz richtig ge- 
sagt, dass die Arbeitnehmerschaft im vaargebiet mur 
noch 30 -- 40% ihres früheren Reallohnes erhält. Daran 
ersieit man am besten, was an Ihrer Behauptung dran 1 
wır, a.s Pariei des gerechten Ausgleiches, wollen der 
Nct der Hausbesitzer steuern, wie auch den wirtschaft- 
Jich Schwachen entgegenkommen. Es ist genügend ausge- 
führt worden, wie wir der lage der besonders Bedürlti- 
gen entgegenkommen können, und deshalb erübrigt es sic 
noch etwas heute zu segen, Die Teuerungsziffer jetzt 
noch zu beschliessen für Dezember, halten wir auch nic 
für richtig. Es trifft schon zu,was Abg.Fuchs Penge- 
führt hat, hätte die Regierungskommission im Oktober 
den Entwurf eingebracht, dann wäre das 30fache gleich 
angenommen worden, aber seit Oktober ist die Narkent- 
wertung so fortgeschritten, dass wir dem Cuotienten 
WW oder besser gesagt 1000 zustimmen müssen. Wenn 
wir dem folgen was Herr Schmoll vorschlägt, so bedeu- 
tet das. dass wir für Dezember eine l\liiete bezahlen, d! 
das S00fache der Friedensmiete ist. Das ist für uns e). 
Ding der Unmöglichkeit. Das wäre im wesentlichen das, 
was unsererseits noch zu dem Entwurf auszuführen wäre. 
Dasselbe trifft auf die vorgeschlagenen. Frankensätze z: 
Die Beispiele, die Herr Schmoll ausgeführt hat bezüg- 
lich der Reparaturen usw,, das ist alles erledigt, wei. 
der grösste Teil der Lasten nach dem neuen Entwurf auf 
den Nieter abgewälzt wird. Bezüglich der wirtschaftlic. 
Schwachen haben wir ja gesagt, dass Zuschüsse aus der 
 Tandeskasse zu zahlen sind, weil wir auf dem Standpunk: 
stehen, dass die Schaffung eines besonderen Fonds u- 
viel Schwierigkeiten machs und auch zuviel Verwaltungs | 
xosten verursachen würde, Wir stehen also mit Ausnahm: 
| en auf Gem Eoden des Kommissionsent- 
' wurlies, | 


Dr.Scheuer (D.P.): 
Ich bitte, die Debatte zu schliessen 
‚und zur Abstimmung zu. kommen. Es ist jetzt allen Ti- # 
ien Gerechtigkeit widerfahren. Ich beantrage, über 4 
den Artikel 23 abstımmen und dann für heute aufzuhören. 
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Schnwoli (H.u.l.): Ich verzichte auch auf die weitere 2 
Debatte | 


San ey 87 7.5 TUN Diae en mn Zur Den Me - _- 
“ u I £ OEL IL nr u ET vi m. ir bar m el} br 
N I EEE st AT nr N nl, I 
. _ 5 ee ‘ « ? Er. } r { 6 ’ i G he 
. de N Dir ” u, e: PH ren N ne EN N 
After a VEN j a u 
Den RT rl u ei Dr 


% ve! x 
a a N a 
k N Ku er RR 





EEE 





Ts» 


j 


5, 
nd 


\ ‘£ 
w— D u \ 
I eu u; 
. Wu 


Debatte, wenn Sie mir gestatten, dass ich nachher nocl 
einige persönliche Bemerkungen mache. 


Vorsitzender: 





"ir kommen nun zur Abstimmung. lu- 
ächst Artikel 22 der Vorlage der Kommission. %s liegt 
ein Antrag Hoffmann vor zu Artikel 22: Falls eine frei. 
Vereinbarung nicht zustandekommt, darf für unmöblier- 

e Wohnräume die zulässige Höchstmiete für den Nonat 
Dezember 1922 das Dreissigfache und für Jamar, Febru- 
ar und l\ärz 1923 das Sechzigfache des Betrages_nicht 
übersteigen, welcher für dieselben am 1. Juli 1914 
bezahlt wurde, Wer für den Antrag des Herrn Hoffmann 
ist, möge sitzen bleiben. 7 Stimmen sind für diesen 
Antrag. "ir stimmen ab über den Kommissionsentwurf 
und zwar Absatz 1. Wer dafür ist möge sitzen bleiben, 
wer dagegen sıch erheben. | 
Dagegen sind 7 Abgeordnete. Absatz 2 soll nach Herız 
Dr.Scheuer folgenden Y\ortlaut erhalten: Wurde zu dem 
angegebenen Zeitpunkt für die liohmung oder den. in 
Frage kommenden Raum ein Nietpreis nicht bezahlt, odei 
war ein solcher nicht vereinbärt, oder macht der Ver- 
mieter glaubhaft, dass der damals bezahlte Preis in- 
folge besonderer Umstände im einzelnen Falle unter deı 
Narktuietwert zurückblieb, so ist der Berechnung der 
am l.Juli 1914 nach Iage und Beschaffenheit der Räume 
ortsübliche Mietzins zugrundezulegen. Wer für diese 
Fassung ist, möge sich erheben, die dagegen sind _ 
sitzen bleiben. Gegen drei Stimmen angenommen. Der Xp: 
missionsentwurf lautet dann weiter: Im Streitfalle 
setzt das läeteinigungsamt den Grundpreis fest. Alle 
Meten sind monatlich zahlbar, wenn nicht kürzere 
Zahlungstermine vereinbart sind. zusrre Zahlungster- 
mine gelten nur, wenn sie nach Inkralttreten dieser 
Verordnung vereinbart wurden. längere Zahlungstermine 
Die bisherige Kündi sfrist wird hierdurch nicht 
berührt. Die nach Artikel 23 und 24 berecmete llieto 
trıtt erstmals für den \onat November in Kraft. 

Da liegen zwei Anträge vor, einmal das 
Wort November. in Dezember zu ändern und das andere 
Mal in Oktober. | 


Rütters (2.): | 
‚ Wir würden diesen Absatz besser zurück- | 
stellen, bis 23 und 24 beraten sind, 


Vorsitzender: 
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er dafür ist, dass das Wort November 
bleibt, der möge sitzen bleiben, Ist einstimmig abge- | 
lehnt, \ier dafür ist, dass wir anstelle von November | 
Dezember setzen, der no sitzen bleiben, die übrigen 1 
sich erheben. Ist mit 23 Stimmen angenommen. Wer da- | 
für ist, dass wir anstelle von November Oktober setzen. 
möge sich erheben. Zwei Stimmen dafür, die anderen da- 
gegen. 


A 4 
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Wir treten nunmehr in die Beratung der MW 
Verordnungsvorlage betr. die Grundlöhne in der Rranker- # 
versicherung ein. | 


a a ee 4 
| Weil die Zeit so weit vorgeschritten ist, | 
bitte ich, die Sache bis \!ontag zu vertagen. 


Dr,Sender (SP; 
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Dr.Sender (S,P.): | | 
Jede Fraktion kat ein Anrecht darauf, 
zu hören, was die Kommissionssitzung beanstandet hat. 


Vorsitzender: ’ 
Der Wunsch, die Angelegenheit der In- 
velidenrentner zu beraten, kommt aus der Kommission. 
Die Parteien sind durch ihre Kommissionsmitglieder 
jedenfalls verständigt worden. Hat Herr Ringle »ie 
nicht davon verständigt Herr Dr.Sender ? 


Ringle (S.P.): | 10 

Als die Kommission den Gesetzesentwurf 
beraten hatte, haben wir uns unterhalten darüber, ob 
dieser Entwurf heute zuerst beraten werden soll oder 
ob er nach dem Entwurf zur Nilderung der Tlohnungsnot 
beraten werden soll, Ich habe selbstverständlic me 
nommen, dass er an den Schluss gesetzt wird. Es steht 
aber dem nichts im "ege, die Sache heute zu machen. 


_Dr.Sender (S.P.): EN 
Die BuneLögenbeit ist Sache des Vor- 
standes, dass die Mitglieder unterrichtet werden. 


Röchling (L.V.): | 

Ich kann mich kurz fassen. Der Regie- 
rungsvertreter hat die Entwicklung gesagt, das Wesent- 
liche ist folgendes: 

Diese Verordnung beruht auf einer Ver- 
ermeng von 27.september ds.Js., die uns nicht vorge- 
legen hat. Sie hätte vorliegen müssen, wenn der Ver- 
trag von Versailles EiSReiE gehandhabt worden wäre, 

Es ıst eine Fülle von Gesetzen erlassen worden, die 
nicht WERRIEEN worden sind. Wir stellen uns auf den 
Standpunkt, die Verordnung ist ungültig, aber das würde 
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den Notstand, der z.Zt.besteht, vergrössern. Wir sind 
nicht gewillt, den Notstand zu vergrössern, sondern 
diesen abzuwehren. Naterie)l liegt die Sache so, dass 
diese Verordnung in Frag komnt für diejenigen K assen, 
die das Krankengeld in Wark bezahlt bekamen, Die Ver- 
änderung. die durch die Verordnung vom 27.Deptember | 
vorgenommen worden ist, besteht darin, dass der Grund- | 
lohnr von 120 \k. pro Tag auf 500 Mk. nach dieser neuen 
Verordnung festgesetzt worden wäre. Nach dieser neuen 
Verordnung wären die Krankenkassen in der lage, Grund- 
löhne beliebig einzusetzen. Ich glaube, dass es drin- 

gend erforderlich ist, diese Verordnung heute zu ver- 
ebschieien, da die Krankenkassen nicht in der lage sind, 
die Sache zu erhöhen. 


Ringle (S,P.): 
Es hat vor ca. 14 Tagen eine Bespre- 
Bee der Xrankenkassenvereinigung des Saargebietes 
stattgefunden, Es wurden dort Richtlinien festgesetzt 
für die Grundlöhne. 


Dr.Sender (S.P.): 
| ‚Ich möchte doch, nachdem seitens des 
Herrn Schmoll eine Drohung gegen Herın Kratz ausge- 
stossen worden ist, die Herren Regierun svertreter 
dringend bitten, den Immmitätsantrag sobald wje möglich 
ier ejnzubringen. Es ist ein unerhörtes Vorgehen, die 
Immunität, die eine Anstandsmassregel ist und bleibt, 
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hier anzutasten. Ich bitte die Regierungsvertreter, da- 
für Sorge zu tragen, dass die Immunität der Abgeordne- 
ten gewährleistet wird. Die Regierungskommission na 
den Antrag für nichtig erklären, die Verantwortung hat 
sie dann. Ich sehe aber die Dinge kommen, dass der 
eine Abgeordnete dem anderen mit der Dee 1 SL öun Bir Lage 
droht, Ich spreche also durchaus nicht von dem Fall 
Schmoll-Kratz. Ich sehe aber, wie wenig erfreulich es 
ist, dass der eine Abgeordnete dem anderen droht, Ich 
bitte, dafür Sorge zu tragen, dass wir noch in dieser 
rn einen entsprechenden Entwurf vorgelegt 
ekommen. 


Schmoll (H.u.L.): 

Ich denke garnicht daran, mit Herrn 
Kratz vor Gericht zu gehen. Er soll mir seine Behauptun- 
gen hier beweisen, er soll nicht Verdächti en aus- 
Sprechen, die absolut unbegründet sind. Nach den Aus- 
führungen die jetzt gemacht worden sind, hält der Abe. 
Kratz seine Ausführungen im grossen und ganzen aufrecht 
Nan sollte aber doch wohl annehmen, dass das, was ein 
Gericht festgestellt hat, jeder anständige Mensch, so- 
lange er nicht Gegenbeweismittel in der Hand hat für 
richtig hält. Ich muss mich ausserordentlich wundern, 
dass ein Abgeoräneter trotzdem solche bb gen Du 
weiterhin ausspricht. Für mich ist die Sache erledigt, 
aber auch Herr Kratß. 


Kratz (2.): | 
Ich will nur noch sagen, dass mir 
von einem Teilnehmer in der Zentralwohnungskommission 
mitgeteilt worden ist, dass es sich so verhält. 


Vorsitzender: 
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| Sle haben sich nun beide ausgespro- 
chen und dabei mıss es bleiben. 


Staatskommissar Dr.Liesch, _ 
Meine Damen und Herren ! Der Entwuri 
der neuen Verordnung über die Krankenversicherung, wie 
er hier vorliegt, besteht nur aus einem einzigen ÄAr- 
tikel, der folgendermassen heisst; 

a Die aufgrund der Vorschriften des 
Artikels 2 der VeraraReug von 27.september 1922 not- 
wendigen Änderungen des Grundlohnes hat der Rassenvor- 
stand festzusetzen. Der Kassenvorstand ist zugleich be- 
rechtigt, die infolge der neuen Festsetzung des Grund- 
lohnes erforderlichen Änderungen der NMitgliederklassen 
oder Iohnstufen zu beschliessen. Er hat diesen Beschlus. 
dem Oberversicherungsamt vorzulegen und dem Ausschuss 
in der nächsten Sitzung mitzuteilen... Wird von einer 
dieser Stellen der Beschluss des Vorstandes beanstandet 
so ist wegen der Änderung der Mitgliederklassen oder 
Iohnstufen ein Beschluss des Ausschusses herbeizuführen 
a Die Hauptsache in diesem Entwurf 
ı1st der erste Satz, in dem Sesagt wird, dass die Grund- ! 
tnae durch die Kassenvorstände festgesetzt werden. | 

Durch die Unterhaltung zweier Abgeordneten in der er-- ® 
sten Reihe, ist von den Ausführungen nichts mehr zu ver | 
Stehen. Es kann nur noch folgendes wiedergegeben werden 
Sie wissen, dass der Grundlohn die gesetzliche Festle- 
Sung ist, in welcher sich die Krankenversicherungen, 


" Pwg 
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Vorsitzender: 


Hoffmann (S.P.); 


Vorsitzender: 
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Leistungen und die Beiträge von beiden Seiten bewegen... 
Diese Verordnung beruht auf einer früheren Verordnung 
vom 26.7.22, laut welcher das Reichseesetz in der Ver-. 
sicherungsfrage vom 9.Juli im Saargebiet Anwendung fın- 
den soll.... £s muss eilig vorgegangen werden, wel. 
durch die Entwertung der Mark auch die Beiträge und 
Leistungen entsprechend yein sollten, und darun wir” 
vorgeschlagen. dass der Grundlohn mur durch den Kassen- 
varstanä festgesetzt werden soll. Ich glaube, dass die 
Sache rasch verabschiedet werden kann, sıe hat eine 


gewisse Dringlichkeit. 


Die Komission hat sich heute vor- 


Bu trage mit der Angelegenheit befasst und den Herrn 
Abe. Röchling mit der Berichterstattung beauftragt. 


Ich beantrage, da die Zeit soweit 
vorgeschritten ist, dass wir diesen Punkt für morgen 
suf die Tagesordnung setzen. 


RE Ich glaube, eine Dauas AueenE 
Ihrer politischen Freunde, die ın den orständen der 
Krankenkassen sıtzen, sind es, die darauf dringen, dass 


die Sache sohald wie möglich gemacht wird. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer da- 


für ist, dass der Verordnungsentwuri in der Fassung, 


wie er vorliegt, angenommen wird, möge sich erheben. !Aa 


stelle fest,dass dieser Entwurf einstimmig angenommen 


ıst. 
N Die Tagesordnung ist erschöpft, 
ich schliesse hiermit die Sıtzung. 


Schluss der Sitzung 6 Uhr 15 Min. 
abends. Die nächste Sitzung findet am Donnerstag, den 
7. Dezember, vormittags 30 Uhr, statt. 


a 


\ ’ 
' fi 
- a 2° en a TE a TI 
.) a h 24 lm en 1 Drsgan Hal an) a art Bd UT a en in ZZ wRzsz ar 
f j u ale nie { Mr) Et Yon - > ne: r ” 
u a A Tl RE RE en ar MI x N - ee SSR EIN ER 
% . ® 





yag oyasıydmuboungs Woraıg400s 47 


L WW POST 





